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Statut der CDU
Besqhlossen durch den Bundesparteitag am 27.4.1-960, geändert durch Be­
schlüsse der Bundesparteitage vom 5.6.1962, vom 23.3.1966, vom 23.5.1967,
vom 7.11.1968, vom 18.11.1969, vom 27.1.1971, vom 12.6.1973, vom
23./24.6.1975, vom 7.3.1977, vom 25.3.1979, vom 20.5.1980, vom 5.11.1981
und vom 25.5.1983.

A. Aufgabe, Name, Sitz
§ 1 (Aufgabe)

Die Christlich Demokratische Union Deutschlands will das öffentliche Leben
im Dienst des deutschen Volkes und des deutschen Vaterlandes aus christli­
cher Verantwortung und nach dem christlichen Sittengesetz auf der Grundlage
der persönlichen Freiheit demokratisch gestalten.

§ 2 (Name)

Die Partei führt den Namen Christlich Demokratische Union Deutschlands
(CDU), ihre Landes-, Kreis- und Stadt-/Gemeindeverbände bzw. Stadtbezirks­
verbände zusätzlich ihre entsprechenden Namen.

§ 3 (Sitz)

Der Sitz der Christlich Demokratischen Union Deutschlands ist am ständigen
Sitzungsort des Deutschen Bundestages.

B. Mitgliedschaft

§ 4 (Mitgliedschaftsvoraussetzungen)

(1) Mitglied der Christlich Demokratischen Union' Deutschlands kann jeder
werden, der ihre Ziele zu fördern bereit ist, das 16. Lebensjahr vollendet hat und
nicht infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder das Wahlrecht verloren hat.

(2) Wer die deutsche Staatsangehörigkeit nicht besitzt, kann als Gast in der
Partei mitarbeiten. Er kann in die Partei aufgenommen werden, wenn er nach­
weisbar seit mindestens drei Jahren ununterbrochen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes wohnt und ein Jahr vor der Aufnahme als Gast in der Partei mit­
gearbeitet hat.

(3) Die Mitgliedschaft in einer anderen Partei schließt die Mitgliedschaft in der
CDU aus.

§ 5 (Aufnahmeverfahren)

(1) Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf Antrag des Bewerbers. Der Aufnah­
meantrag muß schriftlich gestellt werden. Über die Aufnahme entscheidet der
zuständige Kreisverband.
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(2) Zu stä~ndj'g,lst 'i:nder,:Rege]d:er >Kre:is'\lerb;and ;de;SW(lhinsjtze~s. ,.Auf "be;Q:rü:nd,e­
ten 'Wunsch'desB'ewe'rbers ·kan·:n:dleA:utnahm·e-a'udhic]lirc·h Jde;n'Kreis've,rb:an:d
·desArbe:its.platzes,erfo'l·gen.Vor·derAufna'h,med.e.sM:itg·U1ede:sd·u.rc:lh :'d:en·Krei.s­
>v:etb.an,dd·es .:Anbel.ts.platz~e·s 'isld,er:Kreisverb'a:n:d ·:d·e·.s "Wo·h:n'.s·itze.s 'Zl:J tl.ören.
~Ü:,be.rs:o:nstl.ge,:Ausrlaihmene'nts·c:heldet (ler :Lande.sverba·n·d.

'(3) Wird 'der ,Ä'ufrlah:mea'ntra'gdureh ,d'enKrets·\J;etbandd:esWo;h,nsitze.s ,o:der
d.ei'lKreisverb'anddesArbeits'p:l.atzesab.ge:le..hnt,s;oisld,e.r·Sewer;b·er':b·ere·cllli.gt,
·E.lnspruc,heinzulege·n.. ,I nd'ie'semFaIle entscheIdet der Lan:desvor.stande-n'd'gül­
tigü'ber ·denAntragdesBewerbers.

(4) Das Milgliedwird in der Rege:1 'in demjenigenStaidl-1G·e,m:eln.d~eve:r;ban·d

.bzw. Stadtb'ezirksverband getü:hrt,inwelchemeswo'h:nt()d:er~·imA:u.s:n.a'tulle­
·fall -arbeitet.Au.f:be.grü,ndete'n Wuns'chdesMitgliedes 'kan,nder .:Krei,sv,o.rsta:nd
:we'ilereÄus'na:hm,e'n zu]ass,e:n.8estehendeZugehöri.g:ke'ilen ·blel.b·enu·n:be:r(j-'hrt.

§6'(Mltgl:iedsr;echte')

(1.) Jedes M'itglied hat das Rec·ht,an VeranstaJtun.ge:n, Wa:hlen.u:n:d :Abstimmun­
·ge·n Tm'Ra'h'men d'erGesetze 'und d.ersatzu:ngsre.c'htlich·enBestim·m'u·ngen te'i'I­
z,uneh,men.

(2) ;:Niur .Milgl·i'ed:erkön:nen .in 'Organe ·:u;nd 'GremIen ·der 'Parte'iu:nd .aJle'f·fhrer JGe­
:b:.j·ets'verbä:n,d~e ,ge·wä.hlt 'werden'; :m'e·hr ·als:d'ieHälfted·er~Miitglied'er .so:lcher
Organe und Gremien·mußdiede,utscheStaatsa,nge.'hörigkeit ·be·sJtz·e·n.. ··Nur
deuts.cheMitglied.erkönnen als Kandld,aten fü:rpatlam:enta.:r·is~c'heVertretungen

aufges·telltw·erden.

.§ 7 (Bellragspfllchtund'Zahlungsverzug)

.( 1) Jedes Mitglied hat Beiträ'ge zu entri,chte'n.Näheres Je·geJtdieFi·nanz-u:nd
B,eitrags'ord.nung.

.(2)O'ie·Rechle eines Mitg.Hedes ruhen, wenn e's läng.erals ·se·c:hsMon·ate mit
s'einenB'e:itragsza'hlungensc'huldhaftJm Verzug .ist.

·§,8lBeendlgungde~r·Mitgl.iedschaft)

'Die Mltgl:ledschafterli'sc;'htdurch Tod,durch .,Austtittoder ·d·urch"Auss'ch·l,u·ß,. ,'Die
Mitglledse,hatteines ·MitglJ'edesohned,eutscheSla:alsa,.n,g.e,'hötig.kejl",e.rlis.c:ht,
wenn d'urchVerlust ·derAu'fenthattsgen·e·h:mig,un:gdieVoraussetzung f:.ü.rA:ul­
na.h·meun'd ZU,ge.hörlg'k'eit.zur .ParteientfaJle.n ist.

§ '9 (Austrltt)

{1 ) Der Austritt ,ist dem 'zuständigen ·Kreisverband·schriftlichzuerklär:e'n.·Er
w-irdm-it Z~u,ga·n,g:·b,eim :zustä;frdJgen Kreisverban·dwir'ksam.

(2) ·A:lsErklärung des Austrittes aus der Partei .ist zu ~beh'and'eln,wenn ,ein Mit­
glied mit seinen Mitgliedsbeiträge,nlanger als 12M'on.ate Jm·Z,a'hlung'sv-erz.u·g
'ist,iin'n'erhalbdJeser Ze:·it zwe'ima.lschri.ftl'ic,hgemah·nt ,wu:rd:eun,da'nscJllie:'ßend
,a'ufeinedritte atsEinschreibe:brieferfolgte .;·Ma:hn:u.n:g trolzSetzun,g einer··weite­
JenZ·a·hl:un.gsfri.stv.o·n'e+n:em ·M:on,at·u:nd trotzs:c,hriftlic·hen :H'lnweJses·,·,·aul d.:ie
Folgen'elneJweiterenZahIungsv.erweJgerung dIe rückständ.igen·;M itgli'e:dsbe,i-
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trä'ge :nlcht :be.za\h:Jt. ~DerKf.eisv",orsta::nd :ste'Ht .;dieB:een'd:igu:n.g ,der 'M:itgJie,:d,s'chaft
fest :u'nd h,at dies !de:m a:u,sgeschJed·e.n:e'n:M<itglledsc'hri\ftlic:h ·m:itzutefJen.

(3) .A11·e Verä:nderungenin der 'Mitglieds,c:haftsl-nd 'unv.erzllglich ·bejder Z.entra­
:Ien ·M·itgfied.erkarte'i zU.meld'e,n.

§ 10 ·(Or.dn,ung·smaB'nahme;n)

(1 ) Durch den örtJic~hzustän.djgen Parteiv·orsta'nd oderd,en :Bu'ndesvorsta:n,d
kön,nen Ordnu'ngsmaßn'ahmengeg:enüberMitgJiederngetroffen werden,wenn
diese :ge·gen dieSatzu.ng der Partei ·o·d'.eJ,geg;en lhre 'Gru:,n,d·sätzeoder Ordnu:n'g
verstoße.n.

(2) Ordn'ungs:ma:ß'nahm,en sind:
1.Ve.rwarnu:ng,
2. Verweis"
3. E·nthebung vo·nParte.iä·mtern;,
4.Aberkenn:u,ngderF'ähi·gke.it zur ~Be:kleidungvonParteiä,mtern auf ,Zeit.

(3) Für d:ieMitgJieder ·ein:es ~La·ndesv,orstand,e·s lst :nurderLan.desvorstand oder
der ·Bundesvorsta'nd" t.ürMitglieder ,des Bund:e.svorstandes -ist ,nur der Bu,ndes­
vorstandzustä·ndi·g.

(4) l.mFalle der Aberk-e:n.nung der 'Fähig·k·eitzurBe:kleidungvon :Parteiä·mtern
auf Z'eitoder der Entheb,un·gvon Parteiämter!n .m·u:ßd,ie besch·losseneOrd­
nungsmaßna'hmeschriftlichbegründet werd·en.

(5) Absätze 1 'bi'54 .gefte.n im 'Verhältn~is zwisc'he:n denVere.intgung·e'n u'nd ihren
Mitgl i,edern e.ntsprec'hend.

§ 11 (Parte'i'ausschluß)

(1) Ein ,Mitglie.d 'kannnurdannausd:erParte·i .a·usgescnlo:ssen werden, we'nnes
vorsätzH'chgegen die Satzung d,erParte'i od,ererheblich :gege:nderen Grund­
sätze oder Ordnu'ng v,erstößtun,d .ihr·d·a·m·it ,sc:hw·e.renSc.hadenzufü·gt.

(2)Üb.er den AusschluBe'ntscheidet au'fAntra,gdesörtlich zuständigen Kreis­
oder Landesvorstand'e,s oder des Bundes'vorstandesda,s ·na.c'hder Parteige­
richtsordnung zuständ·igePartei·g:eric:ht.

(3) Für den Ausschl'ußantrag gegen Mitgliederei;nes Landesvorstandes ist nur
der Landesvorstandoder der Bu'ndesvorstand, fürM'itglleder des Bundesvor­
standes ist ·nur de~r Bundesvorstandzu:ständ:ig.

(4) Für Ausschlußverfahren ·ge·ge,nM.itglieder des ·.Bu,n,desvorstand'e,s \derPartej
ist das tür den WO'hnsitz,desMitgliedes zuständige Landesparteigericht in
erster Instanz anzurufen.

(5) Oie Entscheidu'ng'en derParteigerichteinAuss,chlu'ßverfa'hren sind schrift­
I·ich zube.gründen.

(6).Indrlngendenund sc:hwerwieg·endenFälle~n,diesofortigesEingreifenerf·or­

dern,ka'nn der zuständige 'Kre'is-oderLandesvorstandoder d'erBund'esvor­
stand ein M'itgJiedvon ,der Aus.ü,bung s:ein·erRec;htebJs ZUJ rechtskräftigen Ent.;.
sc:heidu·ngder zuständ·ige.nParlei.gerichteauss,c:hließ,en. :Einsolcher ,Vorsta'nds­
'beschluß gilt gleichzeitig als A·ntragau,fE,inleitu·n,g:eirle.sAusschlußverfahrens.

7



DieParteigerichte haben in jeder Lage des Verfahrens zu prüfen, ob die Maß~

nahme nach Umfang und Fortdauer noch erforderlich ist. Soll sie über die ab­
schließende Entscheidung einer Parteigerichtsinstanz. hinaus wirksam bleiben,
so ist sie in dieser Entscheidung erneut anzuordnen; sonst tritt sie mit deren Be­
kanntmachung außer Kraft.

(7) Absätze 1 bis 6 gelten im Verhältnis zwischen denVerei'nigungen und ihren
Mitgliedern entsprechend.

112 .(Parteischädigendes Verhalten)

Parteischädigend verhält sich insbesondere, wer
1. zugleich einer anderen politischen Partei angehört,
2. i.n Versammlungen politischer Gegner, in deren Rundfunksendungen,
Fernsehsendungen oder Presseorganen gegen die erklärte Politik der
Union Stellung nimmt,
3. als Kandidat der CDU in eine Vertretungs~örperschaft gewählt ist und
der CDU-Fraktion nicht beitritt oder aus ihr ausscheidet,
4. vertrauliche Parteivorgänge veröffentlicht oder an politische Gegner
verrät,
5. Vermögen, das der Partei gehört oder zur Verfügung steht, veruntreut.

§ 13 (Zahlungsverweigerung)

Seinen Pflichten als Mitglied kommt insbesondere beharrlich nicht nach, wer
über einen längeren Zeitraum trotz Zahlungsfähigkeit und trotz Mahnung den
Mitgliedsbeitrag nicht entrichtet.

§ 14 (Weitere Ausschlußgründe)

Als Ausschlußgrundgilt ferner:
-1. die rechtskräftige Verurteilung wegen einer ehrenrührigen strafbaren
Handlung,
2. die Verletzung der besonderen Treuepflichten, welche für einen Ange­
stellten der Partei gelten.

.C. Gliederung

§ 15 (Organisationsstufen)

(1) Organisationsstufen der CDU sind:
1. die Bundespartei,
2. die Landesverbände,
3. die Kreisverbände,
4. die Stadt-/Gemeindeverbände bzw. Stadtbezirksverbände.

(2) Wo es zweckmäßig erscheint, können durch Satzung der Landesverbände
mehrere Kreisverbände zu regionalen Arbeitsgemeinschaften oder zu Bezirks­
verbänden zusammengefaßtwerden.
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§ 16 (Landesverbände)

(1) Die Landesverbände sind die Organisationen der CDU in den Ländern der
Bundesrepublik Deutschland. In Nordrhein-Westfalen besteht die CDU aus
dem Landesverband Rheinland und dem Landesverband Westfalen-Lippe, in
Niedersachsen aus den Landesverbänden Braunschweig, Hannover, Olden­
burg. Der Landesverband ist zuständig für alle politischen und organisatori­
schen Fragen seines Bereiches, soweit sie nicht mehrere Landesverbände ge­
meinsam betreffen und deswegen nur im Einvernehmen mit der Bundespartei
behandelt werden können. Die Satzungen der Landesverbände sowie alle 8at­
zungsänderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den
Generalsekretär. Die Prüfung beschränkt sich darauf, ob ein Verstoß gegen ge­
setzliche Bestimmungen, das Statut, die Finanz- und Beitragsordnung oder die
Parteigerichtsordnung vorliegt. Die Entscheidung über die Genehmigung hat in­
nerhalb von einem Monat nach Zugang der Satzungsbeschlüsse bei der Bun-
despartei zu erfolgen. .

(2) Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht im Gegensatz zu den von der
Bundespartei festgelegten Grundlinien und dem Parteiprogramm stehen.

(3) Die Landesgeschäftsführer werden im Einvernehmen mit dem Generalse­
kretär ernannt.

§ 17 (Exil-CDU)

Neben den Landesverbänden besteht die Exil-CDU als politische Vertretung
der Christlichen Demokraten Mitteldeutschlands, denen dort seit 1948 das poli­
tische Selbstbestimmungsrecht versagt ist.

§ 18 (Kreisverbände)

(1) Der Kreisverband ist die Organisation der CDU in den Grenzen eines Ver­
waltungskreises. Er kann auch mehrere Verwaltungskreise umfassen. Im
Gebiet eines Verwaltungskreises dürfen nicht mehrere Kreisverbände beste­
hen. Die Bildung und Abgrenzung eines Kreisverbandes ist Aufgabe des zu­
ständigen Landesverbandes.

(2) Der Kreisverband ist die kleinste selbständige organisatorische Einheit der
CDU mit Satzung und selbständiger Kassentührung gemäß der Satzung des
Landesverbandes.

(3) Der Kreisverband ist zuständig tür alle organisatorischen und politischen
Fragen seines Bereiches, soweit sie nicht einem Bezirksverband übertragen
sind oder mehrere Kreisverbände gemeinsam betreffen und deswegen vom je­
weiligen Landesverband wahrgenommen werden. Er ist insbesondere für die
Aufnahme von Mitgliedern, die Kassenführung, den Einzug und die Verwaltung
der Mitgliedsbeiträge zuständig. Der Kreisverband kann seinen Untergliederun­
gen gestatten, in seinem Auftrag und unter seiner vonen Aufsicht über alle Ein­
nahmen und Ausgaben sowie über die dazu gehörenden Belege eine Kasse zu
führen.

(4) Kreisparteitag und Kreisvorstand sind notwendige Organe des Kreisver­
bandes. Zusa·mmensetzung, Befugnisse und Wahl der Mitglieder dieser
Organe werden in der Landessatzung einhe"itlich für den gesamten Landesver-
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band geregelt. Die Satzu·n·gkann zu,lassen. daßeinKreisauss,chußals zusätz­
liches Organ des Kreisverbandeserrichtet wird.

(5) Der Kreisgesc.häftsführernimmtberalendanden Sitzunge'n des Krelsvor­
stande.s teil. Die Landessatzung kann eine weiterge'hende Reg:elu·ngvorsehen.
Der Kreisgeschäftsführer ,kann tür de,'nKreisverband alle Rechtsg,es,chätte vor­
nehmen.die der lh,m zugewieseneA;ufgabenkreis ~gewöh.nlichmits'ich 'bringt (§
30B:GB).

(6) Durch Landessatzu:n·g sind einheitlich für de:n gesamten La,ndesverbandzu
regeln:

t.D·ie Termine für .aHgemeine :Parteiwahlen für alle Organeu·nd ,sonstig·e'n
Gremien sowie Vere.inigu.ngen der Kreis-und Stadt-lGemeindeverbände
bzw. Stadtbezirksverb·ände.
.2. das 'Verfahren für die Aufstellung von KandidatenderCDU zu Kom­
munal-. 'Landtags-und Bundestagswahlen.
3. das Verfahren be·id·er Auflösung eines Kreisverbandes.
4.dle Genehmigung von Kreissatzungenund aller Satzungsänderungen
durc~h den Landesvorstand.Die 'Prüfung :beschränktsich darauf. ob ein
Verstoß gegen gesetzliche Bestimmu,ngen. das'Statutoder'd'ieLandessat­
zung.die Fln:anz-undBeitragsordnungoder dieParteigerichtsordnung
vorliegt. Die Entsch'eidung über dleGenehmigung hat innerhalb vo·n
einem MonatnachZ'ugang ·derSatzungsbeschlüsse bei dem 'Landesver­
band zu erfolgen.

§19 '(Stadt-/Gemelndever.bäftde'bzw.Stadtbezlrksverbände)

(1) Der Stadt-/Gemeindeverba·nd ist die Organisation derCDUin den kreisan­
gehörigen Städten und Gemeinde·n. Ihm entspricht inden Stadtbez'irk'en der
kreisfreien Städte derStadtb·ezirksverba·nd.dessen ',Gründung und Abgrenz:ung
Aufgabe des zuständigen ·Krelsverbandes.ist.Alleorganisatoris·c:he:n undpoliti­
sC'he:n 'MaßnahmendesStadt-IGemeindeverbandes ;bzw. Stadtbezi'rksver­
bandes müssen im Einvernehmenmitdem 'KreisverbanderfoIgen.

(2) Die Landesverbän:de 'kön.nendurch S.atzung die weitere Untergliederung
von Stadt-IGemeindeverbändenbzw.Stadtbezirksverbänden in Ortsverbände
regeInun·ddabeidie Jeweili·g'en :RechteundPflichtenbestimmen.

§ 20 (Kand.idatenaufstellung)

(1) An 'derAufsteHung der :Kandidatenun·d,ander Wahl 'vonVertretern für eine
'Vertreterversammlung zu··m Z:weckederKandidatenaufstellungkönne.nnurdie­
jenige'n MitgliederderParteim,itwirken, die tm Zeitpunkt des Z.usammentritts
der jeweilige·n Versammlung zurbetreffen:denWahlimWahlg:eb·iet wahlberech­
tigts,ind. soweit das jeweilige Wahlgesetzdi.es vorschreibt.

(2) ;D,asVerfa'hren für die AufsteHun,gder Kandidaten (§ 18 Abs. '6 Ziffer 2
dieses Statuts) mu'ß ·mindestens folgend.es vorsehen:

1. Festlegung der Artu:nd Welse der Kandid·atenaufstell·ung. wenn das je~

weil·ige Wahlkreis·ge,boiet dem Geb·iet eines C:DU-Kreisverbandes :ent­
s'pricht, ·we.n:nme·hrere Wahlkr'e'isge.bi.ete z·usam·men dem Ge:bi.ete-ines

" CDU-Kreisvierb'andesentsprec'h~enoderwenn elnWa:hl'krels,ge:bietd,as
Geb~et me·hrererC'O·U-:Kre.isverbänd,eo·dervon Teile',ndavo:n ·umfa.ßt,
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2. Vorschriften über di~ Beschlußfäh:igkeit, die Art und Weise der Abstim­
mung, die jeweils erforderlichen Mehrheiten und die Aufnahme und Unter­
zeichnung der Niederschriften über die zum Zwecke der Kandidatenauf­
stellung erfolgenden Mitgliederversammlungenoder Vertreterversamm­
lungensowie über die Prüfu"ng, Unterzeichnung und .Einreic·hung von
Wahlvorschlägen, .
3. Bestimmung der Art der Versammlung zur Aufstellung von Kandidaten
zu öffentlichen Wahlen,
4. Wahl der Vertreter zu Vertreterversammlungen im Wahlkreis,

\

5. Einberufung und Leitung der Mitgliederversammlung oder Vertreterver-
s~mmlung zum Zwecke der Kandidatenaufstellung auf Wah·lkreis- und
Landesebene,
6. SC'hriftform d'er Einladung 'unter Angabe der Tagesordnung, wobei die
Ladungsfrist e"ine Woche beträgt, jedoch in dringenden Fällen durch Be­
schluß des zuständigen Vorstandes auf drei Tage abgekürzt werden kann,
7. Festlegung des Stichtages für die jeweils im Zusammenhang mit der
Wahl von Vertretern für die Kandidatenaufstellung maßg·eblichen Mitglie­
derzahlen.

(3) Die Bewerber und Ersatzbewerber für die Wahl zum Europäische'n Parla­
mentwerden, sofern der Bund·esvorstandgemä·ß § 8 Abs. 2 Europawahlgesetz
sich für die Einreichung einer gern·einsamen Liste für alle Länder (Bundesliste)
"entscheidet, in geheimer Abstimmung von einer Bundesvertreterversammlung
gewählt. Für deren Zusammensetzung gelten, soweit die Wahlgesetze nicht
entgegenstehen, dieB'estimmungen des § 28 des Statuts entsprechend; fürdie
Einberufung, Beschlußfähig·keit. Leitung ,und Durchführun:g der Bundesvertre­
terversammlung sowie für das Verfahren tür die Wahl der Bewerber gelten die
Bestimmungen des Statuts und der Geschäftsordnung d'erCDU für Bundes­
parteitageentsprechend.
Für die Aufstellung der gemeinsamen liste für aUe länder (Bundesliste)
werden vorbehaltlich Satz 4 die auf die CDU eines jedenbeteiHgtenBundes­
landes entfallenden listenplätze nach dem d'HondtschenVerfahren aufgrund
der Ergebnisse der vorausgegangenen Europawahl ermittelt. :Die CDU in den
Ländern hat für die ihr zustehenden Listenplätze das Vorschlagsrecht. Die Bun­
desvertreterversammlung kann hiervon nur mit Zweidrittel,mehrheit abweichen.
Die ersten Plätze der gemeinsamen Liste für alle Länder (Bundesliste) sind zu­
nächst mit je einem Bewerber aus jedem Bundesland zu besetzen, i:n dem die
CDU zur Europawahl kandidiert; die restlichen Plätz,e werden nachdem
d'Hondtschen Verfahren vertei'lt, wo.be'idie "nach Halbsatz 1 verteilten Plätze an­
gerechnet werden.

§ 21 (Berichtspflichten)

Die Kreisverbände berichten den Landesverbänden monatlich und die Landes­
verbände der Bundespartei vierteljährlich über alle für die ,Parteiarbeit wesentli­
chen Vorgänge, insbesondere über die MitgHederbew.egung.

§ 22 (Nachweis lind Anerkennung der Mitgliederzahl)

(1) Der Nachweis des Mitgliederbestandes erfolgt nach den Unterlagen der
Zentralen Mitgliederkartei.
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(2) Die Mitgliederzahl eines Verbandes wird nur dann anerkannt, wenn die je­
weils festgesetzen Beitragsanteile an den nächsthöheren Verband gezahlt
worden sind.

§ 23 (Unterrichtungsrecht der Landesverbände)

Die Landesverbände können sich jederzeit über die Angelegenheiten der
Kreis- und Stadt-IGemeindeverbände bzw. Stadtbezirksverbände unterrichten.

§ 2~ (Eingriffsrechte der Landesverbände)

Erfüllen die Kreis- und Stadt-/Gemeindeverbände bzw. Stadtbezirksverbände
die ihnen' nach den Satzungen und dem §§ 18 und 19 dieses Statuts obliegen­
den Pflichten und Aufgaben nicht, so können die Vorstände der Landesver­
bände das Erforderliche veranlassen, im äußersten Falle einen Beauftragten
einsetzen.

§ 25 (Unterrichtungs- und Eingriffsrechte der Bundespartei)

(1) Der Generalsekretär hat das Recht, sich jederzeit über die Angelegenheiten
der nachgeordneten Gebietsverbände, Vereinigungen und Sonderorganisati­
onen zu unterrichten.

(2)§24 dieses Statuts gilt im Verhältnis von Bundespartei und Landesverbän­
den entsprechend.

§ 26 (Weisungsrecht des Generalsekretärs)

Zur Vorbereitung und Durchführung von Bundestagswahlkämpfen sind die
nachgeoordneten Gebietsverbände, die Vereinigungen und die Sonderorganisa­
tionen an die Weisungen des Generalsekretärs gebunden.

D. Organe
§ 27 (Bundesparteiorgane)

Die Organe der Bundespartei sind:
1. der Bundesparteitag,
2. der Bundesausschuß,
3. der Bundesvorstand.

§ 28 (Zusammensetzung des Bundesparteitages)

(1) Der Bundesparteitag setzt sich zusammen aus 750 Delegierten der Landes­
verbände, die von den Kreis-, Bezirks- oder Landesparteitagengewählt
werden, den Ehrenvorsitzenden und 30 Delegierten der Exil-CDU. Von den 750
Delegierten der Landesverbände werden 150 im Verhältnis der bei der letzten
Wahl zum Deutschen Bundestag für die einzelnen Landeslisten der Christlich
Demokratischen Unoion Deutschlands abgegebenen Zweitstimmen, 600 im Ver­
hältnis der Mitgliederzahlen der einzelnen Landesverbände ~ntsandt..

Die Verteilung der Delegiertensitze auf die einzelnen Landesverbände erfolgt
im Höchstzahlverfahren nach d'Hondt.
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(2) Maßgeblich für die Verteilung der Delegiertensitze ist die Mitgliederzahl, die
nach § 22 dieses Statuts sechs Monate vor dem Bundesparteitag festgestellt
wird. ,
Für den Landesverband Berlin werden die bei der letzten Wahl zum Abgeordne­
tenhaus für die CDU abgegebenen Stimmen zugrunde gelegt.

(3) Die Stimmen der 30 Delegierten der Exil-CDU werden bei Abstimmungen
nach § 29 Abs. 2,3,5,6 und 7 dieses Statuts nicht mitgezählt.

(4) Den Meldungen von Delegierten und Ersatzdelegierten zum Bundespartei­
tag durch die Geschäftsstelle des entsendenden Gebietsverbandes und der
Exil-CDU ist ein Wahlprotokoll beizufügen, das mindestens folgende Angaben
enthalten muß:

1. Ort und Zeit der Wahl,
2. Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen,
3. Zahl der auf die einzelnen Bewerber entfallenen gültigen Stimmen,
4. Feststellung des Tagungspräsidiums, welche Bewerber zu ordentlichen
Delegierten und welche zu Ersatzdelegierten in geheimer Wahl gewählt
wurden.

Außerdem ist den Meldungen eine mit dem zuständigen Parteigericht abge­
stimmte schriftliche Erklärung beizufügen, daß Einsprüche gegen die ord-
-nungsgemäße Wahl der Delegierten und der Ersatzdelegierten nicht vorliegen.
Bei Wahlanfechtungen ist zusätzlich über den Stand des Parteigerichtsverfah­
rens schriftlich zu berichten.

(5) Der Bundesparteitag tritt mindestens alle zwei Jahre zusammen und wird
vom Bundesvorstand einberufen. Auf Antrag des Bundesa·usschusses oder von
mindestens einem Drittel der Landesverbände muß er einberufen werden.

.-§ 29 (Zuständigkeiten des Bundesparteitages)

Aufgaben des Bundesparteitages:

(1) Er beschließt über die Grundlinien der Politik der"Christlich Demokratischen
Union und das Part~iprogramm; sie sind als Grundlage für die Arbeit der CDU­
Fraktionen und die von der CDU geführten Regierungen in Bund und Ländern
verbindlich.

(2) Er wählt als Mitglieder des Bundesvorstandes in getrennten Wahlgängen:.
1. den Vorsitzenden,
2. auf Vorschlag des Vorsitzenden den Generalsekretär,
3. sieben Stellvertretende Vorsitzende,
4. den Bundesschatzmeister
5. weitere zwanzig Mitglieder.

Er kann auf Vorschlag des Bundesvorstandes Ehrenvorsitzende auf Lebenszeit
als Vorstandsmitglieder kraft Satzung wählen; sie haben Sitz und Stimme in .
allen Organen der Bundespartei.

Die Mitglieder des Bundesvorstandes werden in jedem zweiten Kalenderjahr
gewählt. Der Generalsekretär wird in jedem vierten Kalenderjahr gewählt; er
kann jedoch auf Vorschlag des Vorsitzenden durch den Bundesausschuß vor-
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ze-iti:g. von d·en Pfli'chten seines Amtes' entbunden. werd'e,n .. Für d,en, Beschlu'ß
des B·und,e'sausschusses ist die, Mehrheit seiner MitgJieder erford;erlich.,

Die unter Ziffer 1 bis 4 genannten Mitg.lied·er des· Bundesvorstandes und die Eh­
renvorsitzenden sowie ·d:erBund·'e'skan·zler, derPräsldent o·der derVizepräsident
des Deutschen Bu:ndestage's, und der Vorsitzende der CDU1C·SU-Fraktio.n des
D·euts.c·h,en BU'ndestages sowie der Präsi·de·nt des Europäi:schen Parlamentes
und der Vorsitzende der EVP-Fraktion des Europäischen Parlam,entes, soweit
sie derCDU angehören, bilden das Präsidium.

(3) Er wählt den Vorsitzenden und vier Beisitzer sowie fünf stellvertrete·n,de M,it­
glied:er des Bunde.sparteigerichts nach den Bestimmungen derParteigericht.s­
ordnung.

(4) Er nimmt die Berichte des Bundesvorstandes und der Bund·e'stags·fraktion
entgegen u·n·d faßt über sie Beschluß.

(5) Er beschli'eßt über das Statut, die Finanz- und Beitrag'sordnung, die Partei­
gerichtsordnung und dJe Geschäftsordnung.

(6) Er wählt zwei Kassenprüfer nach den Bestimmungen der Finanz-und Bei­
tragsordnung.

(7) Er beschf.ießt über die Auflösung der Partei und über die Verschmelzung mit
einer oder mehreren anderen Parteien. . .

§ 30 (Zu'sammensetzu,ng des Bundesausschusses)

(1) Der Bundesausschuß. setzt sich zus·ammen aus:

1. den· Delegierten der Landesverbände., die von den Landesparteitagen in
jedem zweiten Kalenderjahr gewählt werd~n. Die Landesverbände entsen­
den auf Je angetan'gene 7500 Mitglieder 'einen Delegierten. Die Zahl der
Delegierten der e'inzelnen Landesverbändebestimmt sich für jedes Kal:en­
derjahr nach der nach § 22 dieses Statuts zum 30. September des voran­
gegangenen Jahres anerkannten Mitgliederzahl,
2., acht· Delegierten der Exil~CDU, die von deren Delegiertentag in jedem
zweiten Kalenderjahr geheim gewählt werden,
3. dem Bundesvorstand der CDU,
4. je einem Vertreter der Vereinigungen, der vom jeweiligen Bundesvor­
stand' einer Vereinigung für ein Kalenderjahr geheim gewähltwird~

5. den Vorsitzenden der Bundesfachausschüsse.

(2) Die unter Absatz 1 Ziffer 5 genannten Personen geh,ören d'em Bundesaus­
schuß mit beratender Stimme an.

§ 31 (Zuständigkeiten des Bundesausschusses)

Aufgaben des Bundesausschusses:

(1) Der Bundesausschuß ist zuständig für alle politischen und organisatori­
schen Fragen der Bundespartei, soweit sie nicht dem Bundespart,eitag vorbe-
halten sind. .

(2) Dem Bundesausschuß haben Bundesvorstand und Bundestagsfraktion
mindestens dreimal jährlich zu berichten.
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(3) Fällt einer der Vorsitzenden oder ein anderes Mitglied des Präsidiums wäh·­
rend der Amtszeit aus, kann der Bundesausschuß eine interimistische Berufung
vornehmen, die bis ;zum nächsten Bundesparteitag gültig ist.

(4) Der Bundesau·sschuß wählt auf Vorschlag des Bundesvorstandes die Dele­
gierten für die Gr~mien der Europäischen Volkspartei.

§ 32 (EinberufJng des Bundesausschusses)

(1) Der Bundesausschuß wird durch den Vorsitzenden oder durch den General­
sekretär im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden unter Angabe der Tages­
ordnung einberufen.

(2) Auf Antrag von drei Landesverbänden oder 25 Mitgliedern des Bundesaus­
schusses muß er innerhalb von vier Wochen einberufen werden. Alle sechs
Monate muß eine Sitzung des. Bundesausschusses stattfi·nden.

§ 33 (Zusammensetzung des Bundesvorst"andes)

(1) Der Bundesvorstand setzt sich zusammen aus:
1. den Ehrenvorsitzenden, dem Vorsitzenden, dem Generalsekretär,
sieben Stellvertretenden Vorsitzenden, dem Bundesschatzmeister und
den zwanzig weiteren gewählten Mitgliedern,
2. dem Bundeskanzler, dem Präsidenten oder Vizepräsidenten des Deut­
schen Bundestages und dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion des
Deutschen Bundestages sowie dem Präsidenten des Europäischen Parla­
mentes und dem Vorsitzenden der EVP-Fraktion des Europäischen Parla­
mentes, soweit sie der CDU angehören,
3. den Vorsitzenden der Landesverbände, soweit nicht dem Bundesvor­
stand bereits Mitglieder aus dem jeweiligen Bundesland nach Ziffern 1
oder 2 angehören.

(2) Der Bundesgeschäftsführer nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen
des Bundesvorstandes teil.

(3) Die Mitglieder des Bundesvorstandes können sich nicht vertreten lassen.

§ 34 (Zuständigkeiten des Bundesvorstandes)

(1) Der Bundesvorstand leitet die Bundespartei. Er führt die Beschlüsse des
Bundesparteitages und des Bundesausschusses durch.

(2) Das Präsidium berichtet mindestens dreimal jährlich den Vorsitzenden der
Landesverbände und Vereinigungen über die Tätigkeit des Bundesvorstandes
und des Präsidiums.

(3) Die Bundesparte'i wird durch den Vorsitzenden und den Generalsekretär ge­
richtlich und außergerichtli-ch vertreten.

(4) Der Bundesvorstand kann zu seiner Unterstützung und Beratung "Fachaus­
schüsse bilden. Das Nähere regelt die vom Bundesvorstand zu erlassende Ord­
nung für die Bundesfach'ausschüsse der C'DU.
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(5) Der Bundesvorstand wirkt bei der Aufstellung der Kandidaten tür die
Wahlen zum Deutschen Bundestag im Rahmen der gesetzlichen Vorschritten
mit. Der Bundesvorstand ist insbesondere neben dem zuständigen Landesvor­
stand berechtigt, nach § 21 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes gegen den Be­
schluß einer Mitglieder- oderVertreterversamrhlung Einspruch zu erheben.

(6) Das Präsidium führt die Beschlüsse des Bundesvorstandes aus. Es erledigt
insbesondere die laufenden und dringlichen Geschäfte des Bundesvorstandes.

§ 35 (Haftung für Verbindlichkeiten)

(1) Der Bundesvorstand und das Präsidium dürfen keine Verbindlichkeiten ein­
gehen, durch die die Mitglieder mit ihrem persönlichen Vermögen verpflichtet
werden.

(2) Für rechtsgeschäftlicheVerpflichtungen der Partei haften die Mitgliederge-
.samtschuldnerisch nur mit dem Parteivermögen. '

(3) Im Innenverhältnis haftet die Bundespartei für Verbindlichkeiten eines nach­
geordneten Verbandes nur, wenn sie dem die Verpflichtung begründenden
Rechtsgeschäft zugestimmt hat.

§ 36 (Sitzungen von Präsidium und Bundesvorstand)
(1) Der Bundesvorstand und das Präsidium werden durch den Vorsitzenden
oder durch den Generalsekretär im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden unter
Angabe der Tagesordnung einberufen.

(2) Eine Sitzung des Bundesvorstandes muß mindestens alle zwei Monate statt-
finden. '

(3) Auf Verlangen von einem Drittel der Vorstafldsmitglieder mu'ß eine Vor­
standssitzung innerhalb von zehn Tagen stattfinden.

§ 37 (Zust_ndigkeiten des Generalsekretärs)

(1) Der Generalsekretär unterstützt den Vorsitzenden bei der Erfüllung seiner
Aufgaben. Er führt im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden die Geschäfte der
Partei.

(2) 1. Dem Generalsekretär obliegt die Koordination der gesamten Parteiar­
beit aller Gebietsverbände, der Vereinigungen und der Sonderorganisati­
onen.
2. Der Generalsekretär bestellt im Einvernehmen mit dem Präsidium den
Bundesgeschäftsführer.
3. Er hat das Recht, an allen Versammlungen und Sitzungen der Organe
aller Gebietsverbände, Vereinigungen und Sonderorganisationen teilzu­
nehmen; er muß jederzeit gehört werden.
4. Er koordiniert die von der Bundespartei, den Vereinigungen und den·
Sonderorgan isationen herausgegebenenPublikationen.
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E. Vereinigungen
§ 38 (Bundesvereinigungen)

Die Partei hat folgende Vereinigungen:
1. Junge Union Deutschlands,
2. Frauenvereinigung der Christlich Demokratischen Union Deutschlands
(CDU),

3. Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft
Deutschlands (CDA),
4. Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands
(KPV)

5. Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU,
6. Wirtschaftsvereinigung der CDU,
7. Union der Vertriebenen und Flüchtlinge.

§ 39 (Zuständigkeiten der Vereinigungen)

(1) Die Vereinigungen sind organisatorische Zusammenschlüsse mit dem Ziel,
das Gedankengut der CDU in ihren Wirkungskreisen (junge Generation,
Frauen, Arbeitnehmer, Kommunalpolitik, Mittelstand, Wirtschaft, Vertriebene
und Flüchtlinge) zu vertreten und zu vetbreiten sowie die besonderen Anliegen
der von ihnen repräsentierten Gruppen in der Politik der CDU zu wahren.

(2) Ihr organisatorischer Aufbau entspricht dem der Partei. Sie haben eine
eigene Satzung, die der Genehmigung durch den Bundesausschuß bedarf. Der
Hauptgeschäftsführer einer Vereinigung wird im Einvernehmen mit dem Gene­
ralsekretär ernannt.

(3) Sie haben das Recht zu eigenen Verlautbarungen, die den von der Partei
festgelegten Grundsätzen nicht widersprechen dürfen. Die G.ründung von Ver­
einigungen ist von dem Beschluß des ·Bundesausschusses abhängig, der
durch eine Änderung des § 38 dieses Statuts bestätigt werden muß.

• •••Ir

::~~'Verfahrensordnung

§ 40 '(BeschluOfähigkeit)

(1) Die Organe der '. 'Partei sind~. ,oe'sChlußfähig, wenn sie mindestens eine
Woche (satzungsgemäß) vorher. mit. Angabe der Tagesordnung einberufen
worden sind und wenn mehr als die:.H'älf~e der stimmberechtigten Mitglieder an­
wesend ist. Für die Mitgliedervollv€ifs~i.rrymlungengelten die entsprechenden
Bestimmungen der Landes·verbände.

(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung ist die Beschlußfähigkeit durch den Vorsit­
zenden festzustellen.

(3) Bei Beschlußunfähigkeit hat der Vorsitzende die Sitzung sofort aufzuheben
und die Zeit .und die Tagesordnung für die nächste Sitzung zu verkünden.; er ist
dabei an die Form und Frist für die Einberufung des Organs nicht gebunden.
Die Sitzung ist dann in jedem Falle beschlußfähig; darauf ist in der Einladung
hinzuweisen.
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(4) Ergibt sich die BeschJußunfähigkeit während der .Sitzungen bei einer Ab­
stimmung oder Wahl, so wird In einer der nächsten Sitzungen erneut abge­
stimmt oder gewählt. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei
der Feststellung der Beschlußfähigkeit mit.

§ 41 (Erforderliche Meh·rheiten)

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheitd·er abgegebenen gültigen. Stimmen
gefaßt. BeiStimmengJeichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Für Satzungsände­
rungen ist die absolute Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich,
für e;nen Auflösungsbeschluß eine Mehrheit von drei Vierteln.

§ 42 (Absl-immungsarlen)

(1) Abstim'mungen erfolgen durch Handzeichen oder durch hoch'gehobene
Stimmkarte, es sei denn. daß ein Viertel der anwesenden Stimmberechtigten
Geheimabstimmungverlangt.

(2) Bei der' Abstimmung d'arf jedes Mitglied erklären, daß es sich der Abstim­
mung enthält.

§ 43 (Wahlen)

(1) Die Wahlen der Mitglieder des Bundesvorstandes sowie die Wahlen derDe­
legierten für den Bundesparteitag und den Bundesausschuß durch die Partei­
tage der nachgeordneten Gebietsverbände sind geheim und erfolgen durch
Stimmzettel. Ebenso müssen die Vorstände und Delegierten der übrigen Or9a­
nisationsstufen geheim gewählt werden. Bei allen übrigen Wahlen kann offen
abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruoh erhebt.

(2) Die Wahl der" sieben Stellvertretenden Vorsitzenden nach § 29 Abs. 2 Ziff.3
dieses Statuts erfolgt in einem gemeinsamen Wahlgang durch ein auf dem
Stimmzettel hinter den Namen e'ines Kandidaten gesetztes Kreuz. Der Stimm­
zettel muß die Namen a.ller vorgeschlagenen Kandidaten enthalten.Stimmzet­
tel, auf dene'n nicht mindestens die Hälfte der Zahl der zu wählend'en Kandida­
ten angekreuzt ist. sind ungültig. Stimmzettel, auf denen mehr Namen ange­
kreuzt sind, als der Zahl der Stellvertretenden Vorsitzenden entspricht, sind
ebenfalls ungültig.

(3) Die Wahl der weiteren Mitglied·er des Bundesvorstande~ nach § 29 Abs. 2
Ziffer 5 dieses Statuts erfolgt durch ein auf dem Stimmzettel hinter den Name·n
eines Kandidatenges~tztes Kreuz. Der jeweilige Stimmzettel· muß die Namen
aller vorgeschlagenen Kandidaten enthalten. Stimmzettel, auf denen nicht min­
destens drei Viertel der Zahl der zu wählenden Kandidaten angekreuzt sind.
sind ung·ültig. Stimmzettel, auf denen mehr Name'n angekreuzt sind. als der
Zahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes entspricht, si-nd ebenfalls
ungültig.

(4) Bei allen Wahlen ist die Mehrheit der abgegebenen gültigen Sti·mmen erfor­
derlich.Soweit die Mehrheit nicht erreicht wird, fi.ndet Stichwahl unter den nicht
gewählten Kandidaten mit den nächstniedrigen Stimmenzahren statt. Ist eine
Entscheidung zwischen zwei 'Kandidaten mit gleicher Stimmenzahlerforderlich,
erfolgt sie ebenfalls durch Stichwahl.
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(5)Stimmenthallungen und ungültige Stim,men zähle'n tür die Feststellung der
Beschlußfähigkeit mit, jedoch nicht tür die Ermittlu·ng der Mehrhe·it.

§ 4'4 (Wahl'periode)

Zu alIenParteigremien ist mindestens in jedem zweiten Kalend·erJahr zu
wählen.

§ 45 (Beschluß-Beurkundung)

Die Beschlüsse des Bundesparteitages werden durch zwei vom Generalsekre­
tär bestellte Personen beurkundet.

G. Sonstiges

§ 46 (Ausgaben der Bundespartei)

(1) Die Ausgaben der Bundespartei werden durch ordentliche und außerordent­
liche Beiträge gedeckt.

(2) Das Nähere regelt eine. Finanz- und Beitragsordnung, die Bestandteil des
Statuts der CDU ist. Der Etat wird vom Generalsekretär und dem Bundesschatz­
meister aufgestellt und vom Bundesvorstand beschlossen. Die Etats der Verei­
nigungen bedürfen der Zustimmung des Generalse·kretärs.

§ 47 (Vermögen der Bundespartei)

(1) Der Verwaltung aller Liegenschaften dient ein Hausverein und dem Betrieb
von wirtschaftlichen Unternehmungen eine GmbH. Die näheren Bestimmungen
trifft die Finanz- und Beitragsordnung.

(2) Der Bundesvorstand kann treuhänderisch über das Parteivermägen verfü­
gen, soweit dieses nicht besonderen Vermögensträgern übertragen ist. Er kann
insbesondere Parteivermägen an die besonderen Vermögensträger übertragen.

§ 48 (Parteigerichte)

Es wird ein Bundesparteigericht gebildet. Zusammensetzung, Zuständigkeit
und Verfahren aller Parteigerichte der CDU regelt eine Parteigerichtsordnung,
die Bestandteil des Statuts der CDU ist.

§ 49 (Arbeitsgemeinschaft CDU/CSU)

Die Christlich Demokratische Union Deutschlands bildet mit der Christlich­
Sozialen Union Bayerns eine Arbeitsgemeinschaft.

§ 50 (Widerspruchsfreies Satzungsrecht)

Die Satzungen der nachgeordneten Gebietsverbände der CDU, der Vereinigun­
gen und der Sonderorganisationen d'ürfen den Bestimmungen dieses Statuts
nicht widersprechen.
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Beschluß zur
Anwendung des Statuts der CDU
Vorbereitung.undI;>urchführung der Europawahlkämpfe
Der 26. Bunde~p~fteitag hat am 24.10.1978 in Ludwigshafen beschlossen:
"Die im Statuf·::~f!tl_thaltenen Bestimmungen zur Vorbereitung und Durchführung
von Bunde5tag~wahlkämpfen gelten sinngemäß auch für die Vorbereitung und
Durchführung der Europawahlkämpfe."
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Finanz- und Beitragsordnung (FBO)
Beschlossen durch den 17. Bundesparteitag am 17.11.1969 in Mainz

§ 1 (Ausgabendeckung)

Die Aufwendungen der CDU werden durch ordentliche und außerordentliche
Beiträge, durch Einnahmen und Zuwendungen gedeckt.

§ 2 (Beiträge)

(1) Ordentliche Beiträge sind:
1. die Mitgliedsbeiträge,

\

2. die Sonderbeiträge der Amts- und Mandatsträger.

(2) Außerordentliche Beiträge sind:
1. Aufnahmegebühren,
2. Sonderbeiträge aus besonderen Anlässen (Umlagen),
3. Spenden.

§ 3 (Sonstige Einnahmearten)

Einnahmen und Zuwendungen sind:
1. Einkünfte aus Liegenschaften,
2. Erlöse aus wirtschaftlichen Unternehmungen,
3. Einnahmen bei Veranstaltungen,
4. Zuwendungen aufgrund von Bundes- und Landesgesetzen,
5. sonstige Einnahmen.

§ 4 (Mitglie~sbeiträge)

(1) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge setzt der Bundesparteitag 'fest.

(2) Der Kreisverband kann in besonderen Fällen Mitgliedsbeiträge erlassen, er­
mäßigen oder stunden.

(3) Beschlüsse von Vereinigungen und Sonderorganisationen, Beiträge von
ihren Angehörigen zu erheben, sowie Beschlüsse über deren Höhe bedürfen
der Zustimmung des Bundesausschusses.

§ 5 (Sonderbeiträge)

(1) Für die'Abführung der Sonderbeiträge der Amts- und Mandatsträger erläßt
der Bundesfinanzausschuß Richtlinien (§ 2 Ab~. 1 Ziffer 2 FBD).

(2) Mitgliedsbeiträge und Beiträge an die Fraktionen werden von der Entrich-
tung der Sonderbeiträge nicht berührt. .

§ 6 (Aufnahmegebühren)

Aufnahmegebühren verbleiben dem Kreisverband.
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§7(Öffen·tliche Samml.ungen)

(1) Öffentliche S·amml'ungen im ganzen Bu:ndesg'ebl-et bedü'rfen eines Be­
schlusses des Bund·esvorstand·es. ÖffentHche Sammlungen· im, Bereich eines
Landesverban,desbedürfen sei.ner Zustimmung.

(2) Öffentliche Sammlun.gen im Bereich nachgeordneter verbände bedürfen
der Zustlmmu,ng des BU.ndesschatzmeisters sowie der Schatzm·eister der ü·ber­
geordneten Verbände.

1 8 (Abfüh'rung von Beitragsanle·ilen)

(1) Der Bundesparteitag beschließt, welc'hen Betrag die Land.esverbände für
Jedes Mitglied an die Bun.despartei abzuführen haben.

(2) D,er Landesverband bestim:mt, wetc·hen Betrag die Kreisverbände für Jedes
Mitglied an ihn abzuführen haben. BUden Bezirksverbände die nächstniedrig,e
Organisationsstufe, so können sie an die Stelle ·d.er Kreisverbände treten. In
diesem Fall bestimmt der Be·zirksverband, welc·h,en Betrag die Kreisverbänd'e
für Jedes Mitglied an ihn abzufü:hJe.'n' haben.

.§ 9 (Umla'gen)

(1 ) Der Bundesausschuß kann in besan'deren FäHen beschließen, daß d'ie nach­
geordneten Verbände, die Vereinigungen und Sonderorga.n'lsati.onen' zusätz­
liche Beträge an die B,undespartei abzuführen,haben (Umlage,n.).

(2) Den nachgeordneten Verbänden steht für i·hren B,edarf d·ieses Recht g,egen­
über den Verbänden zu, denen s.ie üb,erg,eordnet si,nd·.

§ 10 (Hausvereln)

Der Verwaltung von Liegenschaften durch die Bundespartei dient ein H.ausver­
ein. Er besteht aus den Mitgliedern des Präsidiums. Vorsitz·end·er ist der Bu:n­
desschatzmeister. Die Satzun,gbedarf der Genehmigu·ng durch den Bundesvor­
·stand'.

111 (Union-Betriebs-GmbH)

(1) De·m· B'etrieb vo·n wirtschaftliche·n Untern·ehm·ung'en durch die Bundespartei
die·nt eIne· GmbH. Si·e fü:hrt d:en Namen uUnlon-Betriebs-GmbH'''. Gesellschafter
können nu·r sei·n die Mitglieder des Präsidi'ums einschließlich des Bundesge­
schäftsführers, die Lan·desvorsitzenden und die Vo-rsitzen,d:en der Vereini:gun­
gen.

(2) Der G.e's.ells,chaftsvertrag muß vom Bundesvorstand: genehmi"gt werden.

(3) Die G·esellschafterversammlung beruft einen oder mehrere Geschäftsführer.
Es ist e·inAufsi;ch,tsrat (§ 52' GmbHG) zubnden, dessen' Vorsitzender der Bun­
desschatzm:eister ist.

(4) Die Un,io'n-Betriebs-GmbH kann i:hre Aufgaben auch durch Tochtergesel·l­
schaften wahrnehmen,. Der Bun:d:esschatzmeister geh;ört de-ren Aufsichtsräte.n
an.
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§ 12 (Vermögensträger nachgeordneter Organisationen)

(1) Die nachgeordneten Verbände, die Vereinigungen und Sonderorganisati­
onensind berechtigt, nach vorheriger Zustimmung des Generalsekretärs und
des Bundesschatzmeisters eigene Wirtschaftsunternehmen und sonstige Ver­
mögensträger zu unterhalten.

(2) Die den Landesverbänden nachgeordneten Verbände bedürfen zus·ätzlich
der vorherigen Zustimmung des Landesschatzmeisters.

(3) Der Bundesschatzmeister kann an allen Sitzungen der Aufsichtsgremien
der von den Landesverbänden, den Vereinigungen und Sonderorganisationen
unterhaltenen Wirtschaftsunternehmungen u·nd sonstiger Vermögensträger
teilnehmen. Er kann sich jederzeit über deren Vermögensstand und Geschäfts­
lage unterrichten.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend tür die Schatzmeister der Landes-, Bezirks- und
Kreisverbände gegenüber den wirtschaftlictien Unternehmungen und sonsti­
gen Vermögensträgern, die ihnen nachgeordnete Verbände gegründet haben.

§ 13 (Geschäftsordnung des Bundesschatzmeisters)

Soweit das Statut der CDU und diese Finanz- und Beitragsordnung nichts an­
deres bestimmen, führt der Bundesschatzmeister die finanziellen Geschäfte im
Rahmen einer vom Bundesfinanzausschuß zu erlassenden Geschäftsordnung.

§ 14 (BundesfinanzausschuB)

(1) Es wird ein Bundesfinanzausschuß gebi·ldet.
Ihm gehören an:

1. der Bundesschatzmeister,
2. die Schatzmeister der Landesverbände und Vereini,gungen,
3. der Bundesgeschäftsführer,
4. die Geschäftsführer der Union-Betriebs-GmbH.

Den Vorsitz führt der Bundesschatzm'eister. Auf seinen Vorschlag hin kann der
Bundesfinanzausschuß weitere Mitglieder berufen.

(2) Die Rechnungsprüfer können an den Sitzungen des Bundesfinanzaus­
schusses teilnehmen.

(3) Der Bundesfinanzausschuß setzt zur Beratung von Einzelfragen eine ständi­
ge Kommission ein.

§ 15 {Etatbeschlüsse}

(1) Der Beschluß des Bundesvorstandes über den Etat ist zu Beginn des Rech­
nungsjahres zu fassen.

(2) Dies gift auch für die entsprechenden BeschJÜs.se der Vorstände der nach­
geordneten Verbände, der Vereinigungen und Sonderorganisationen. Sie sind
dem Schatzmeister des nächsthöheren Verbandes zur Kenntnisnahme vorzule­
gen. Die Landesverbände und die Vereinigungen legen sie dem Bundesschatz­
meister vor.
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§ 16 (Einvernehmen bei Etats der Vereinigungen)

Die Zustimmung des Generalsekretärs zu den Etats der Vereinigungen (§ 46
Abs. 2 Satz 3 Statut) ist im Einvernehmen mit dem Bundesschatzmeister zu er­
teilen.

§ 17 (Beschaffung von Finanzmitteln)

(1) Der Bundesschatzmeister ist tür die Beschaffung der finanziellen Mittel der
Bundespartei. veranwortlich, die für die politi~che und organisatorische Arbeit
der CDU erforderlich sind. ..

(2) Der Bundesschatzmeister kann im Benehmen mit dem Bundesfinanzaus­
schuß alle Maßnahmen ergreifen, die notwendig sind, um ein optimales Spen­
denaufkommen zu gewährleisten.

(3) De'r Landesschatzmeister hat gegenüber den dem Landesverband nach­
geordneten Verbänden die dem Bundesschatzmeister nach Absatz 2 zustehen­
den Rechte.

§ 18 (Etat der Bundesgeschäftsstelle)

(1) Der "Bundesschatzmeister verfügt über alle Einnahmen der Bundespartei.
Die Mittel für die im Etat vorgesehenen Ausgaben überweist er der Bundesge­
schäftsstelle. Der Vollzug der im Etat vorgesehenen Ausgaben obliegt dem
Bundesgeschä"ftsführer.

(2) Der Bundesschatzmeister kann sich vorbehalten, Rechtsgeschäfte und
Ausgaben, die einen bestimmten Betrag überschreiten, von seiner vorher einzu­
holenden Zustimmung abhängig zu machen. Das gleiche gilt für Dienst- und Ar­
beitsverträge, die eine bestimmte Honorar- oder jährliche Gehaltssumme über­
schreiten. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(3) Die Deckung unabweisbarer zusätzlicher Ausgaben im Rahmen einer Posi­
tion des Etats durch tür eine andere Position vorgesehene Mittel bedarf der Zu­
stimmung des Generalsekretärs und des Bundesschatzmeisters.

, (4) Sonstige während des Haushaltsjahres notwendig werdende Änderungen
des Etats bedürfen eines vom Bundesschatzmeister zu beantragenden Be­
schlusses des Bundesvorstandes.

§ 19 (Rechenschaftsberichte)

(1) Neben dem jährlichen Rechenschaftsbericht über die Einnahmen aufgrund
des Fünften Abschnittes des Parteiengesetzes legt der Bundesschatzmeister
dem Bundesvorstand auch einen Rechenschaftsbericht über die Ausgaben
vor. Über beide faßt der Bundesvorstand Beschluß. Dieser Beschluß wird dem
Bundesausschuß mitgeteilt.

(2) In jedem zweiten Jahr wird dem Bundesvorstand vom Bundesschatzmeister
der für den Bundesparteitag bestimmte Rechenschaftsbericht über die Ent­
wicklung der Finanzen der CDU zur Beschlußfassung vorgelegt. Danach ist der
Bericht Gegenstand der Prüfung durch die beiden Rechnungsprüfer.

(3) Die Rechnungsprüfer untersuchen, ob die Ausgabenwirtschaft sinnvoll vor­
genommen worden ist.
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(4) Der Bundesvorstand legt den von ihm beschlossenen Bericht und den Prü­
fungsbericht der beiden R\echnungsprüfer dem Bundesparteitag vor.

§ 20 (Rechnungslegung)

(1) Nach Abschluß des Rechnungsjahres ist jeder nachgeordnete Verband
dem ihm übergeordneten Verband verpflichtet, über seine finanzielle Lage zu
berichten und seine Einnahmen und Ausgaben nachzuweisen. Die Landesver­
bände legen ihre Berichte dem Bundesschatzmeister vor. Das gleiche gilt für
die Vereinigungen: Deren nachgeordnete Organisationsstufen legen ihre Be­
richte dem Schatzmeister des Verbandes vor, dem sie zugeordnet sind.

(2) pie Berichte an den Bundesschatzmeister müssen ihm bis zum 31. März zu­
gegangen sein.

§ 21 (Abschlußprüfung)

Die jährlichen Berichte müssen von einem Wirtsc_haftsprüfer geprüft sein.

§ 22 (Unlerrichlungsrechle)

(1) Der Bundesschatzmeister kann sich jederzeit über die finanziellen Angele­
genheiten der nachgeordneten Verbände, der Vereinigungen und Sonderorga­
nisationen unterrichten.

(2) Den Schatzmeistern der nachgeordneten Verbände steht das gleiche
Recht gegenüber den ihnen nachgeordneten Verbänden zu.

§ 23 (Widerspruchsfreie Finanz- und Beitragsordnungen)

(1) Finanz- und Beitragsordnungen der nachgeordneten Verbände, der Verei­
nigungen und Sonderorganisationen dürfen den Bestimmungen dieser Finanz­
und Beitragsordnung sowie den zu ihrer Ausführung ergangenen Beschlüssen
der Bundesorgane nicht widersprechen.

(2) Verstößt ein nachgeordneter Verband, eine Vereinigung oder eine Sonderor­
ganisation gegen diese Finanz- und Beitragsordnung, gegen einen zu ihrer Aus­
führung ergangenen Beschluß eines Bundesorganes oder eine Vereinbarung,
so kann der Bundesschatzmeister alle Maßnahmen ergreifen, um den Verstoß
zu unterbinden. Zu diesem Zweck kann er die Erfüllung von Verbindlichkeiten
verweigern. Der Bundesfinanzausschuß ist von dem Verstoß und den ergriffe­
nen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten.

§ 24 (Inkrafttreten)

Diese Finanz- und Beitragsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung in Kraft. Die
vorläufige Finanzordnung vom 28.9.1959 tritt damit außer Kraft.
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Beitragsrege'lung
ß·eschlossen durc'h den 23. Bundesparteitagam 23.6.1975 in Mannhel'm,geän­
dertdurch Besch.lu:ßdes Bundesparteita,ges vom 9.3.1981..

1. Jedes Mitglied der Partei hat reg:elmä'ß'ig einen Beitrag zu entrichten,

2.DteHöhedes monatlichen Beitrages ergibt siich 'im e'inzelnen durch die
·Sefbsteinsch.ätzungdesM:itgfi-ed:e.snac,h seine·mEin,kommen.

3. Für die .Selbsteinschätz'ungg·iltfolgende 'vomBundesparteitagbeschlossene
Tabelle:

Nettoeinko'mmen in DM

b:is1 500,-

1500,-bls 3000,~

3000,-bis 6 000,-

Beitrag in DM

5,-bls8,­

S.,-bis 30,­

·30,- bis 100,-

Mitglieder mit höheren Monatseinkommen als DM 6000,':- zahlen entspre­
chen·d höhere Beiträge,

4. Für Hausfrauen, Schüler, Studenten,B'undeswehrsoldaten,die ihren Wehr­
dienst ableisten, Zivi,IdJenstieistende1 A'uszublldende, A'rbeitslose,Rentner ,und
Mitglieder mit geringem Einkommen kann der Kreisverband ·eine -Sonderrege­
Iungder 'Beitragszahlung treffen sowie Mitgl ieds.be iträge stunden und erlassen
(§ 4 Abs.2 FBO}.

5. Diese Be'itragregelung tritt am 1,'7.1976 in 'Kraft.
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Spendenrichtlinien
Beschlossen durch den 'Bundesschatzmeister un·d den Bundesfinanzausschuß
der CDU am 6.3.1980 in B,o'nn; Zustimmung des Bundesvorstandesbeschlos­
sen am 28.4.1980 in Bonn.

1. Spenden und sonstige Zuwendungen an die Partei, auch über Amts- 'und
Mandatsträger der Partei oder Wahlbewerber,d'ienen de.rUnterstützung der
Arbeit der Partei.

Spenden sind abzulehnen, wenn ersichtlich ist., daß der Spender persönliche
Vorteile damit ·verfolgt.

2. AHeSpendensind unter Beachtung der gesetzlj'chenBestimmung:en einzu­
nehmenund öffentlich zu verzeichnen (§§24,25 PartG).

3. Spenden, die nicht unmittelbar dem Kreisverband, Landesverband oder der
Bundespartei zugehen, sind unverzüglich dem Kreisverband, dem der Empfän­
ger angehört, anzuzeigen und mit ihma·bzurechnen.

Spendenquittungen dürfen nur ausstellender Kreisverba.nd,Landesverband
und die Bundespartei. Alle übrigen Empfänger von Spenden, einschließlich
Gemeinde-undOrtsverbände sowie Amts- und 'Mandatsträger undWahlbewer­
ber, sind zur Ausstellung von Spendenbeschein'igungen nic:htberechtigt. Die
steuerliche Abzugsfähigkeit v·on Spenden istnurgewä'hrJeistet, wenn die Spen­
denquittungen von Kreisverband, La.ndesverband oder Bundespartei ausge­
stellt sind.

4. Als Spendenbescheinigung d:ürfen ausschließHch die von der Bundesschatz­
meistereioder vom Landesverband ausgegebenen und durchnummerierten
Vordrucke verwendet werden (Spendenbesche:inigungs,muster entsprechend .
Einkommensteuerrichtlinien).lnderRegel stellen d"ieKreisverbände (in B'aden­
Württemberg, Hann.over und RheinJan·d-Pfa·lza'uch ·die :B·ezirksve'rbände) die
Spendenbescheinigungen aus. Sie sind zuuntersc'hreiben vom Vorsitzenden,
Schatzmeister, dessen Beauftragten oder dem Kreisgeschäftsf.ü,hrer.

Die Kreisverbände habendiePfticht, die Durc·hsc'hriften zu sammeln und ent­
sprechend den steuerlichen Bestimmungen aufz·ubewahren. Auch unbrauchb·ar
gewordene Spendenvordrucke sind zu sammeln u.nd aufzub.ewahre·n.

Die Landesverbände werden sich in Stichproben von de.rOrdnungsmäßigkeit
der Spendenverwaltung mindestens einmal im Jahr im Rahmen derPrüf'ung
der Rechenschaftsberichte der :Kreisverbändeüberzeugen.

5. D·ie Landesverbändekönnen zur Durc'hführung dieser Ri·chtlinien ergänzende
Organisationsregelungen treffen.
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Parteigerichtsordnung(PGO)
Beschlossen durch den 19. Bundesparteitag am 5.10.1971 in Saarbrücken, ge­
ändert durch Beschluß des Bundesparteitages.vom 20.5.1980

Teil I: Gerichtsverfas~ung

1. Abschnitt: 'Parteigerichte

§ 1 (Wesen und Aufgaben)

Die Parteigerichte der CDU sind Schiedsgerichte nach dem Gesetz über die
politischen Parteien (Parteiengesetz) vom 24.7. 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773
bis 781). Sie nehmen die ihnen durch dieses Gesetz sowie durch das Statut der
CDUund die -Satzungen der Landesverbände und der Vereinigungen der CDU
üb~rtragenen Aufgaben wahr.

§ 2 (Aufbau der Parteigerichtsbarkeit)

(1 ) Als Parteigerichte bestehen:
1. die Kreisparteigerichte,
2. die Landesparteigerichte,
3. das Bundesparteigericht.

(2) Parteigerichte sind in allen Kreis- und Landesverbänden einzurichten.

(3) Die Landesverbände können durch Beschluß des Landesparteitages. be­
stimmen, daß für mehrere Kreisverbände ein gemeinsames Parteigericht er­
richtet wird.

(4) Die Parteigerichte leisten sich gegenseitig Amts- und Rechtshilfe. Auf
Antrag leisten sie auch den Schiedsgerichten der CSU Amts- und Rechtshilfe.

2. Abschnitt: Kreisparteigerichte

§ 3 (Zusammensetzung und Besetzung)

(1) Die Kreisparteigerichte bestehen aus drei ordentlichen und mindestens
drei stellvertretenden Mitgliedern.

(2) Sie treten in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern zu­
sammen. Der Vorsitzende muß die Befähigung zum Richte.ramt haben.

3. Abschnitt: Landesparteigerichte

§ 4 (Zusammensetzung und Besetzung)

(1) Die Landesparteigerichte bestehen aus drei ordentlichen und mindestens
fünf stellvertretenden Mitgliedern.

(2) Sie treten in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern zu­
sammen. Der Vorsitzende und ein Beisitzer müssen die Befähigung zum Rich­
teramt haben.
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4. Abschnitt: Bundesparteigericht

§ 5 (Zusammensetzung und Besetzung)

(1) Das Bundesparteigericht besteht aus fünf ordentlichen und .fünf stellvertre­
tenden Mitgliedern.
(2) Es tritt in der Besetzung mit dem Vorsitzenden und vier Beisitzern zusam­
men. Der Vorsitzende und zwei Beisitzer müssen die Befähigung zum Richter­
amt haben.

5. Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften

§ 6 (Wahl der Parteigerichtsmitqlieder)

(1) Die ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder der Parteigerichte werden
von den Parteitagen ihrer jeweiligen Organisationsstute tür mindesten"s zwei
und höchstens vier Jahre gewählt. Die Wahlperiode tür das Bundesparteige­
richt beträgt vier Jahre.

(2) Das Wahlvertahren wi.rd durch die jeweilige Satzung geregelt.

§ 7 (Unabhängigkeit und Verschwiegenheitspflicht)

(1) Alle Mitglieder der Parteigerichte sind unabhängig und an Weisungen nicht
gebunden. Sie müssen Mitglieder der CDU sein.

(2) Mit der Annahme der Wahl verpflichten sich die Mitglieder der Parteige­
richte zur vertraulichen Behandlung aller Vorgänge, die ihnen in dieser Eigen­
schaft bekannt geworden sind.

§ 8 (Kosten- und Auslagenersatz)

Die Mitglieder der Parteigerichte erhalten tür ihre Tätigkeit keine Entschädi­
gung. Auf Antrag erstattet die CDU-Geschäftsstelle ihrer Organisationsstufe
ihnen die notwendigen Fahrtkosten, Nebenkosten und Auslagen und geWährt
ihnen Tage- und Übernachtungsgelder nach der Reisekostenstufe C des Ge­
setzes über die Reisekostenvergütung tür die Bundesbeamten, Richter im Bun­
desdienst und Soldaten (Sundesreisekostengesetz - S'RKG) in der jeweils gel­
tenden Fassung.

§ 9 (Vertretung bei Verhinderung und Ausscheiden)

(1) Die Vorsitzenden der Parteigerichte werden' im .Falle der Verhinderung
durch das ordentliche Mitglied mit Befähigung zum Richteramt vertreten, das
dem Parteigericht am längsten angehört. Bei gleicher Dauer der Zugehörigkeit
entscheidet das, Lebensalter.

(2) Die anderen ordentlichen Mitglieder werden durch die stellvertretenden Mit­
glieder im Verhinderungsfalle vertreten. Ihre Teilnahme an den Sitzungen rich­
tet sich im Turnus, nach dem Alphabe,t.

(3) Scheidet ein ordentliches Mitglied auf Dauer aus, so übernimmt das jeweils
dem Parteigericht am längsten angehörende und bei gleicher Dauer der Zuge­
hörigkeit das jeweils älteste stellvertretende Mitglied bis zur Nachwahl des
Nachfolgers seine Stellvertretung.
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§ 1,0 (:G:eschäftsstelle und Ak,ten·führung)

(1.) Die; Geschäftsstell,e d'er Partei,g'erichte befindet sich in deJ Jeweils entspre­
chenden CDU:-GeschäftssteHe" d:i'e i'nso'we,it de:n· Weisu:n,ge,n des Vorsitzenden
un:tersteHt i·st. Der Vorsitzende bestimm't e;'ne·n, geei:gn:eten Protokollführer.

(2) Die G:eschäftssteHe hat die Akten d'er Par~ei'gerichte n·ach rechtskräftiger Er­
ledi'g'u'ng der Sache mj,nd,esten,s fünf Jahre a,ufzubewahren. Von'der Vernich­
tung. von Akte,n: nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind in Jede'rn Falle die Ent­
scheidungen der Parteigerichte auszunehmen.

(3) AUe Vorgänge" insbesondere Verhandlungen und Akten d'er Parteigerichte,
sind vertraul'ich zu beh,andeln. Ü,ber Ausnah.men, e·ntsch·eidet der Vorsitzende
oder sein' Stellvertreter.

Teil 11: Verfahren,

1. Abschnitt: Zuständigkeiten

§ 11 (Z'uständigkeit der Kreisparteigerichte)

D'ie Kre,isparteigeri:,chte sind zuständig zur Entsch'eidung in· folgen·d'en Fällen:

t. Ausschluß von Mitgl·iedern aus der CDU, mit Ausnahme der Mitglieder
de's Landes- und: Bundesvorstandes sowie von Abgeord·neten d'es D'eut­
sehen Bundestages und der Landtage (Bü-rgerschaften),.

2. Wi:d'ersprüche von Mitgliedern gegen d'ie vorr'äufige Untersagung der
Ausübung von MitgHed:schaftsrechten bis z.ur rechtskräftigen Entschei­
dung der zuständigen Parteigerichte in Ausschl'ußfällen, ausgenommen in
den Fällen des § 13 Abs. 1 Ziffer 2,

3. Widersprüche von M·itgJiedern gegen Ordnungsmaßnahmen, die' der
Vo.rstand· de's Krei'sverbandes oder des Stadt-/Gemeindeverbandes bzw.
Stadtbezirksverbandes gegen sie, ve.rhängt h.at,

4. Rehabilitationsverfahren auf Antrag eines M'itglied's, ausgenommen Mit­
glieder 'des Landes- un.d Bun·desvorstandes, gegen sich se~bst, wenn ihm
von anderen Mitg+ied.ern der Vorwurf parteischädigenden od'er ehrenrühri­
gen: Verhal.tens gemacht worden ist,
5. rechtliche Auseinan:dersetzungenüber Auslegung und Anwendung der
S·atzung des Kreisverbandes,
6a rechtliche Auseinandersetzungen zwischen dem Kreisverb'and und'
Kreisvereinigungen' sowie zwischen' Kreisverei,nigun:gen untereinander,.

7. Widersprüche von Stadt-IGemeindeverbänden bzw. Stadtbezirksver­
bänden und Vereinigungen gegen Ordnungsmaßnahmen des Kreisver­
bandes gegenüber Stadt-/Gemeinde'verbänden. bzw. Stadtbezirksverbä'n­
den oder Vereinigung,en Q·der gegen Amtsenthe'bung ihrer Organe (§ 16 .
Partei'engesetz),

8. Anfechtun.g von Wahlen im Zuständi·gkeitsbereichd.es Krei·sverban:des,

9. rechtliche Auseinan,dersetzu'ngen, die weder zur Zuständigkeit der,Lan­
.desparteigerichte noch, zur Zustän'digkeit des Bu.ndesparteigerichts gehö­
ren.
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§ 12 (Schlichtung in besonderen Fällen)

Die Kre·isparteigerichte können auch rechtliche Auseinandersetzungen zwi­
schen Mitgliedern schlichten, d'ie aus ihrer parteipolitischen Betätigung ent­
standen sind, sofern sie das Parteiinteresse in erheblichem Umfang berühren.

§ 13 (Zuständigkeiten der Landesparteigerichte)

(1) Die Landesparteigerichte sin.d zur Entscheid'ung in erster Instanz zuständig
in folgenden Fällen:

1. Ausschluß von Mitgliedern des Bundes- oder Landesvorstandes so:wie
von Abgeordneten des Deutschen Bundestages und der Landtage (Bür­
gerschaften) aus der CDU,

2. Widersprüche von Mitgliedern des Bun:des- od'er Landesvorstandes
sowie von Abgeordneten des Deutschen Bundestages und der Landtage
(Bürgerschaften) gegen die vorläufige Untersagung der Ausübung von
MitgHedschaftsrechten bis zur rec.htskräftigen Entscheidung der zuständi­
gen Parteigerichte in Aussc'hlußfäUen,

3. Widersprüche von Mitgliedern des Landesvorstandes gegen Ordnungs­
maßnahmen, die der Landes- oder Bundesvorstand gegen sie verhängt
hat,

4. Rehabilitationsverfahren auf Antrag eines Mitglieds des Landes- oder
Bundesvorstandes gegen sich selbst, wenn ihm von anderen Mitgliedern
der Vorwu·rf parteischädigen'den oder ehrenrührigen Verhaltens gemacht
worden ist,

5. Widersprüche gegen Ordnungsmaßnahmen eines Landes- oder des
Bundesvorstandes,

6. rechtliche Auseinandersetzungen über Auslegung und Anwendung der
Satzung und des sonstigen Rechtes des Landesverbandes,

7. rechtliche Auseinandersetzungen zwisch.en einem oder mehreren Kreis­
verbänden und dem Landesverband,

8. rechtliche Auseinandersetzungen zwischen Kreisverbänden,

9. rechtliche Auseinandersetzungen zwischen Landesvereinigungen un­
tereinander od·er zwischen Landesvereinigungen und dem' Landesver­
band,

10. Widersprüche von Kreisverbänden und Landesvereinigungen gegen
Ordnungsmaßnahmen des Landesverbandes gegenüber Krei,sverbänden
oder Landesvereinigungen sowie Widersprüche gegen die Amtsenthe­
bung ihrer Organe,

11. Anfechtung von Wahlen im Zuständigkeitsbereich des Landesver­
bandes, soweit nicht ein Kreisparteigericht zuständig ist,
12. Anfechtung von Wahlen und Entscheidungen von Landespräsidium,;
Landesvorstand, Landesausschuß und Landesparteitag,

13. Zuständigkeitsstreit zwischen Kreisparteigerichten,

14. Bestimm·ung eines Kreisparteigerichtes im Einzelfal', wenn das an
sich zuständige Kreisparteigeri'cht nicht besteht oder nicht· ordnungsge­
mäß besetzt werden kann.

31



(2) Die Landesparteigerichte können auch rechtliche Auseinandersetzungen
zwischen Mitgliedern des Landesvorstandes schlichten, die aus ihrer parteipoli­
tischen Betätigung entstanden sind, sofern sie das Parteiinteresse in erhebli­
chem Umfang berühren. Dies gilt auch, wenn solche rechtlichen Auseinander­
setzungen zwischen Mitgliedern verschiedener Kreisvorstände desselben Lan­
desverbandes bestehen.

(3) Die Landesparteigerichteentscheiden ferner über die Beschwerde gegen
Entscheidungen der Kreisparteigerichte.

§ 14 (Zuständigkeiten des Bundesparteigerichts)

(1) Das Bundesparteigericht entscheidet in folgenden Fällen:
1. rechtliche Auseinandersetzungen zwischen einem oder mehreren Lan­
desverbänden und der Bundespartei,
2. rechtliche Auseinandersetzungen zwischen Landesverbänden,
3. rechtliche Auseinandersetzungen zwischen V~reinigungen auf Bundes­
ebene (Bundesvereinigungen) untereinander oder zwischen Bundesver­
einigungen und der Bundespartei,
4. Widersprüche von Landesverbänden und Bundesvereinigungen gegen
Ordnungsmaßnahmender Bundespartei gegenüber Landesverbänden
oder Bundesvereinigungen sowie Widersprüche gegen die Amtsenthe­
bung ihrer Organe,
5. Anfechtung von Wahlen und Entscheidungen von Präsidium, Bundes­
vorstand, Bundesausschuß und Bundesparteitag,
6. Zuständigkeitsstreit zwischen Landesparteigerichten oder Kreispartei­
gerichten verschiedener Landesverbände,
7. Bestimmung eines Landesparteigerichtes im ~inzelfall, wenn das an
sich zuständige Landesparteigericht nicht besteht oder nicht ordnungsge­
mäß besetzt werden kann.

(2)Das Bundesparteigericht kann auch rechtliche Auseinandersetzungen zwi­
schen Mitgliedern des Bundesvorstandes schlichten, die aus ihrer parteipoliti­
schen Betätigung entstanden sind, sofern sie das Parteiinteresse in erhebli­
chem Umfang berühren. Dies gilt auch, wenn solche rechtlichen Auseinander­
setzungen zwischen Mitgliedern verschiedener Landesvorstände bestehen.

(3) Das Bundesparteigericht entscheidet ferner über die Beschwerde und die
Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidungen der Landesparteigerichte.

2. Abschnitt: Verfahrensvorschriften

.§ 15 (Ausschluß und Ablehnung von Parteigerichtsmigliedern)

Für die Ausschließung und Ablehnung von Mitgliedern der Parteigerichte
gelten die §§ 41 bis 49 ZPO entsprechend.

§ 16 (Verfahrensbeteiligte)

Verfahrensbeteiligte sind:
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1. Antragsteller,
2. Antragsgegner,
3. Beigeladene, die dem Verfahren beigetreten sind.

§ 17 (Beiladung Dritter)

(1) Die Parteigerichte können von Amts wege~ oder auf begründeten schriftli­
chen Antrag Dritte beiladen, d.eren Interesse durch das Verfahren berührt wfrd.
Durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Parteigericht werden sie Verfah­
rensbeteiligte.

(2) In ~lIen Verfahren sind die übergeordneten Vorstände auf ihr Verlangen bei-
zuladen. .

(3) Der Beiladungsbeschluß ist allen Beteiligten zuzustellen. Der Beiladungsbe­
schluß ist unanfechtbar.

§ 18 (Beistände u~~ Verfahrensbevollmächtigte)

(1) Die Verfahrensbeteiligten können sich in jeder Lage des Verfahrens eines
Beistandes oder eines Verfahrensbevollmächtigten bedienen; diese ·müssen
dem Parteigericht eine schriftliche Vollmacht vorlegen.

(2) Beistände und Verfahrensbevollmächtigte müssen Mitglied der CDU oder
CSU sein; das Parteigericht kann Ausnahmen zulassen.

§ 19 (Zustellungen)

Alle Zustellungen des Parteigerichts erfolgen durch eingeschriebenen Brief.
Dies gilt insbesondere für alle Anordnungen, die nicht in Anwesenheit der Betei­
ligten ergehen. Die Zustellung gilt als am dritten Tage nach Auflieferung des
Einschreibebriefes bei der Post erfolgt. .

§ 20 (Widerspruchs- und Wahlanfechtungsfrist)

(1) Die Widerspruchsfrist (§§ 11,13 und 14 PGO) beträgt einen Monat.

(2) Wahlanfecht~ngen müsse'n innerhalb einer Woche erfolgen. Sie können
auch beim zuständig'en Parteivorstand schriftlich erklärt werden, der diese Er­
klärung unverzüglich an das zuständige Parteigericht we.iterzuleiten hat.

§ 21 (Jederzeitige Rücknahme)

Anträge und Rechtsmittel können in jeder Lage des Verfahrens schriftlich .od·er
zu Protokoll zurückgenommen werden. -'

§ 22 (Verfahrensbeginn durch Antragsschrift)

Das Verfahren wird vor dem Parteigericht durch Einreichung eines Schrift­
satzes anhängig. Dieser Schriftsatz muß die Beteiligung und den Streitgegen­
stand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der
Antragsschrift sind drei Kopien beizufügen. Urkunden, auf die Bezug genom­
men wird, sind in Fotokopie in der erforderlichen Stückzahl beizufügen.
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§ 23 (Verfahrensbeschleunigung und Untersuchungsgrundsatz)

(1) Der Vorsitzende oder ein von ihm zu bestimmendes Mitglied des Parteige­
richts hat nach Eingang der Antragsschrift alle Anord.nungen zu treffen, die not­
wendig sind, um das Verfahren im ersten Rechtszug möglichst in einer mündli­
chen Verhandlung abzuschließen.

(2) Zum Zwecke der gütlichen Einigung vor der ersten mündlichen Verhand­
lun-g kann auf Anordnung des Vorsitzenden vor einem Mitglied des Parteige­
richts ein Erörterungstermin stattfinden. In diesem Termin soll das gesamte
Streitverhältnis unter den Beteiligten erörtert werden; dabei sind auch deren
Anträge festzusteHen.

(3) Das Parteigericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen. Es ist an das
Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten" nicht gebunden.

§ 24 (Vorbescheid)

(1) Erweist sich der Antrag auf Einleitung eines parteige"ric'htHchen Verfahrens
als unzulässig oder als offenbar unbegründet, so kann das Parteigericht den
Antrag ohne Anberaumung einer mündlichen Verhandlung durch etnen Vorbe­
scheid mit Gründen abweisen.

(2) Die Beteiligten können binnen eines Monats nach Zusteliung des Vorbe­
scheides mündliche Verhandlung beantragen. Wird der Antrag rechtzeitig ge­
steift, so gilt der Vorbescheid als nicht ergangen; sonst wirkt er als rechtskräfti­
ge Entscheidung. In dem VorbeScheid sind die Beteiligten über den zulässigen
Rechtsbehelf zu belehren.

§ 25 (Mündliche Verh"andlung)

(1) Die Parteigerichte entscheiden aufgrund mündlicher Verhandlung, jedoch
kann im Einvernehmen aller Beteiligten auch im schriftlichen Verfahren ent­
schieden werden.

(2) Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit zur mündlichen Verhandlung. Er
kann ein Mitglied des Parteigerichts zum Berichterstatter ernennen.

§ 26 (Ladungsfrist und persönliche Anwesenheit)

(1) Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. In dringenden Fällen kann diese
~rist durch den Vorsitzenden bis auf drei Tage abgekürzt werden.

(2) Das Parteigericht kann das persönliche Ers~heinen der Beteiligten anord­
nen.

(3) Das Parteigericht kann auch ohne Anwesenheit der Beteiligten verhandeln
und entscheiden; die Beteiijgten Sind darauf in der Ladung hinzuweisen.

§ 27 (Nichtöffentliche Sitzung)

Die Sitzungen der Parteigerichte sind nichtöffentlich. Das Parteigericht kann
außer den Beteili,gten andere Personen zulassen. Alle Teilnehmer an einem Ver­
fahren einschließlich' der zu der Verhan·dlung zugelassenen Personen sind zur
vertraulichen Behandlung der Vorgänge verpflichtet.
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§28 (Gang der m,ündlichen, Verhandlung)

(1) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung.. Nach Au·fruf der Sac'he trägt der Vor­
sitzende oder der Berichterstatter den wesenlUchen Inhalt der Akten vor. Hier­
auf erhalten die Beteiligten das Wort, um ihre Anträge zu stellen und zu begrün­
den.

(2) Das Parteigericht hat möglichst auf eine gütliche Beilegung der Streitigkei­
ten hinzuwirken. Nach Erörterung und Abschluß einer Beweisaufnahm~ erklärt
der Vorsitzende d'ie mündliche Verhandlung tür geschlossen. Das Parteigericht
kann die Wiedereröffnung beschließen.

§ 29 (Be.weisaufnahme und Verhandlungsprotokolle)

(1) Die Beweisaufnahme findet in der Regel innerhalb der mündnchen Verhand­
lung statt.

(2) Findet aufgrund eines Parteigeri.chtsbeschfusses die Beweisaufnahme vor
einem Mitgliep de's Parteige.ric,htsoder einem e'rsuchten Partei·gericht außer­
halb der mündHc'hen Verhandlung statt, so i.st das Protokoll über diese Beweis­
aufnahme in' der mündlich'en ·Verhan'dlu,ng: zu' verlese,n. Es wird damit Gegen­
stand der Verhandlung.

(3) Über aUe Verhandlung'en der Parteigerichte sind NiederschJiften zu fertigen,
die deren wese'ntlichen Inhalt wiederg'eben. müssen. Di:e N'ie,derschrifte·n sind
von dem, Vorsitzenden und dem Proto'kollfü:hrer z',u unterschreibe:n.

(4) Parteimitglieder sind verpflichtet, vor dem Parteigericht auszusagen, sofern
ihnen nicht ein Ze.ugni·sverweigerungsre'cht zusteht. Personen, d.ie ni'ch! Mitglie­
der der CDU oder der CSU sind, sollen n,ur in Ausnahmefällen gehört werden.

§. 30 (Freie Beweiswürdigung und Überzeugungsgrundsatz)

Die Parteigerichte entscheiden nach i:hrer freien,aus dem Inhalt der Verhand­
lungen gesc.h<öpften Überzeugung. Der Entscheidung dürfen n'ur sol,che Tatsa­
chen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt werden·, über die d·en Beteiligten
Gelegenheit zur Äußerung' gegeben wUIde.

§ 31 (Entscheidungsbefugnis der Parteigerichte)

(1) Die Parteigerichte können Beschlüsse und' Entscheidungen· der Partei:or­
gane nur aufheben, wenn sie rechtswidrig sind.

(2) Ordnungsmaßnahmen sind in volle.m Umfange nachprüfbar. Das Parteige­
ficht kann Jedo:ch nach seinem Ermessen ansle.He ein.er angefo'chtenenMaß­
nah'm.e eine mildere Maßnahme' festsetzen.

(3) I,n Ausschlußverfahren ist das Parteigeric'ht ni,cht an die Anträge der Betei.­
figten gebunden. Es kann nach seinem Ermessen anstelle d·es Aussch.lusses
aus der CDU ein'e Ordnungsmaßnahme festsetzen.

§ 32 (A,bfassung der Beschlüsse und Rechtsmittelbelehrung)

(t) Nach Schluß der mündJichen Verhandlung. ist in, geheimer Sitzung zu bera­
ten und mit einfacher Mehrh:eit zu beseh-ließen. Der Beschluß i-st schriftlich ab­
zusetzen, zu begründe,n und v'on allen M'itgliedern des Parteigerichts, die an
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ihm mitgewirkt haben, zu unterschreiben. Der Beschluß ist den Beteiligten in
Abschrift zuzustellen.

(2) Alle durch Rechtsmittel anfechtbaren Beschlüsse müssen eine schriftliche
Rechtsmittelbelehrung enthalten. Die Frist für ein Rechtsmittel beginnt nur
dann zu laufen, wenn die Beteiligten über das Rechtsmittel, seine Form, die ein­
zuhaltende Frist und über das weiterhin zuständige Parteigericht mit Angabe
der Anschrift belehrt worden sind. Nach Ablauf eines Jahres seit Zustellung der
anfechtbaren Entscheidung oder ihrer sonstigen Bekanntmachung sind
Rechtsmittel nicht mehr zulässig.

§ 33 (Verfahren .~n der 2. und 3. Instanz)

.Für das Verfahren in der zweiten und dritten Instanz sind die vorstehenden Ver­
fahrensvorschriften anzuwenden, soweit nicht die besondere Eigenart des
Beschwerde- oder Rechtsbeschwerdeverfahrens dem entgegensteht.

§ 34 (Alleinentscheidung durch den Vorsitzenden)

In den Fällen von § 11 Ziffer 2 und § 13 Abs. 1 Ziffer 2 PGO kann der Vorsit­
zende allein darüber entscheiden, ob die vorläufige Untersagung der Ausübung
von Mitgliedschaftsrechten bis zur rechtskräftigen Entscheidung der zuständi­
gen Parteigerichte in Ausschlußfällen bestehenbleiben soll. Gegen die Ent­
scheidung des Vorsitzenden kann innerhalb einer Woche nach Zustellung die
Entscheidung des Parteigerichts angerufen werden.

3. Abschnitt: Einstweilige Anordnung
§ 35 (Gründe)

Auf Antrag kann das Parteigericht, auch schon vor Einleitung eines Verfahrens,
eine Einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn
die Gefahr besteht, daß durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes
die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich er­
schwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung
eines vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zuläs­
sig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um
wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder
aus anderern Gründen nötig erscheint.

§ 36 (Zuständi~keitund Verfahren)

(1) Für den Erlaß Einstweiliger Anordnungen ist das Parteigericht der Haupt­
sache zuständig. Dies ist das Parteigericht des ersten Rechtszuges und, wenn
die Hauptsache im Beschwerdeverfahren anhängig ist, das Beschwerdege­
richt.

(2) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende allein entscheiden. Gegen seine
Entscheidung kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Einst­
weiligen Anordnung an die Beteiligten das Parteigericht von ihnen angerufen
werden. Gegen die Einstweilige Anordnung kann Antrag auf mündliche Ver­
handlung gestellt werden.
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(3) Im übrigen gelten für den Erlaß Einstweiliger Anordnungen die Vorschriften
der §§ 920 bis 936 ZPO entsprechend, soweit dem nicht die besondere Eigen­
art des parteigerichtlichen Verfahrens entgegensteht.

Teil 111: Rechtsmittel

1. Abschnitt: Beschwerde

§ 37 (Beschwerde gegen Beschlüsse der 1. Instanz)

(1) Gegen die Beschlüsse der Kreisparteigerichte können die Beteiligten .Be­
schwerde beim Landesparteigericht einlegen. Verfügungen des Vorsitzenden
des Kreisparteigerichts oder des Parteigerichts selbst, die der Entscheidung in
der Sache vorausgehen, unterliegen nicht der Beschwerde.

(2) Gegen Beschlüsse der Landesparteigerichte in erster Instanz können die
Beteiligten Beschwerde beim Bundesparteigericht einlegen. Absatz 1 Satz 2
g.ilt entsprechend.

§ 38 (Einlegung der Beschwerde)

(1) Die Beschwerde ist schriftlich innerhalb von einem Monat nach Zustellung
der angefochtenen Entscheidung bei dem örtlich zuständigen Landesparteige­
richt, in den Fällen von § 37 Abs. 2 PGO beim Bundesparteigericht, einzulegen.
Die Geschäftsstelle des Beschwerdegerichts setzt das Parteigericht, dessen
Entscheidung durch die Beschwerde angefochten wurde, vom Eingang der Be­
schwerde in Kenntnis. Auf Anforderung sind dieParteigerichtsakten unverzüg­
lich dem Beschwerdegericht zuzusenden.

(2) Die Beschwerdeschrift ist in vierfacher Ausfertigung beim Beschwerdege­
richt einzureichen. Sie muß die angefochtene Entscheidung bezeichnen sowie
einen bestimmten Antrag und alle zur Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel enthalten. Späteres Vorbringen kann vom Parteigericht unberück­
sichtigt bleiben. Der Vorsitzende des Beschwerdegerichts kann auf Antrag die
Frist zur Begründung der Beschwerde verlängern. Die Ablehnung eines Verlän­
gerungsantrages bedarf keiner Begründung.

§ 39 (Zurückweisung durch Vorbescheid)

(1) Hält das Beschwerdegericht 'die Beschwerde für unzulässig oder offenbar
unbegründet, so kann es die Beschwerde ohne Anberaumung der mündlichen
Verhandlung durch einen mit Gründen versehenen schriftlichen Vorbescheid
zurückweisen.

(2) § 24 Abs. 2 PGO findet Anwendung.

§ 40 (Neue Verhandlung)

Das Beschwerdegericht prüft den Streitfall im gleich-en Umfang wie das Partei­
gericht erster Instanz. Alle rechtzeitig vorgebrachten neuen Tatsachen und Be­
weismittel sind zu berücksichtigen.



§ 41 (Zurückverweisung)

Die Zurückverweisung einer Sache an dasParteigericht erster Instanz ist nur
zulässig, wenn

1. das Parteigericht einen Antrag abgewiesen hatte, ohne in der Sache
selbst zu entscheiden,
2. das Verfahren vor dem Parteigerichterster Instanz an einem wesentli­
chen Mangel leidet,
3. neue Tatsachen oder Beweismittel bekannt werden, die das Parteige­
richt erster Instanz nicht berücksichtigen konnte, die jedoch für die Ent­
scheidung des Streitfalles wesentlich sind.

2. Abschnitt: Rechtsbeschwerd.e

§ 42 (Rechtsbeschwerde gegen Beschlüsse der 2. Instanz)

(1) Gegen die Beschlüsse der Landesparteigerichte in zweiter Instanz können
die Beteiligten die Rechtsbeschwerde beim Bundesparteigericht einlegen. Sie
kann nur darauf gestützt werden, daß das Landesparteigerichteine Norm ,des
allgemeinen Rechts oder des Satzungsrechts nicht oder nicht richtig angewen­
det habe.

(2) Die Rechtsbeschwerdeschrift ist in vierfacher Ausfertigung beim S·u.ndes­
parteiger.icht einzureichen. Sie muß die an·gefochtene Entscheidungbezeich­
nen so:wie einen bestimmten Antrag und die Begründung der behaupteten
Rechtsverletzung enthalten. Der Vorsitzendedes.Bundesparteigeric·hts kann
auf Antrag die Frist zur Begründung der Rechtsbeschwerde verlängern. Die Ab­
lehnung eines Verlängerungsantragesbedarfkeiner Begründung.

(3) Auf die Rechtsbeschwerde finden die Vorschriften der §§ 38 Abs. 1,39 PGO
Anwendung.

Teil IV: SchluBvorschriften

§ 43 (Gebü'hren, Kosten, Auslagen)

(1) Die Verfahren vor den Parteigerichten sind gebührenfrei.

(2) Außergerichtliche Kosten und Auslagen sind von den Verfahrensbeteiligten
grundsätzlich selbst zu tragen. Das Parte,igerichtkann nach billigem Ermessen
der Partei'kasse einer Organisationsstufe jedoch die völlige oder teilweise Er­
stattung der Auslagen auferlegen.

(3)Da5 Parteigericht kan'n die Durchführung einer Beweisaufnahme von der
Zahlung eines angemessenen Kostenvorschusses abhängig mache.n.

§ 44 (Generalverweisung auf VwGO und GVG)

Zur Ergänzung dieser Parteigerichtsordnung sind die Vorschriften der Verwa.l­
tungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.1.1960 und des Gerichtsverfassungsge­
setzes (GVG) vom 27.1.1877 in ihren jeweils geltenden Fassungen entspre­
chend anzuwenden, sofern 'dem nicht die Besonderheit des ,parteigerichtlichen
Verfahrens sowie gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.
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§45 (In'krafttreten)

(1) :Diese Parteigerichtsordnung tritt am 1.1.1972 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31.12.1971 treten außer Kraft:
1. dieParteigerichtsordnun'9 v,om28.9,.1959,
2. die Geschäftsordnung d,esBundes,parteigerichts derC'DU.
3. ,alle von den,Landes-undKreisverbänden sowie von den Vereinigungen
derParteiinzwischenbeschlosseneneigenenPartei-oderSchiedsge­
ri'chtsordnungen.

(3) Die Landes- und Kreisverbände sowie die Vereinigungen der Partei 'haben
die dieser Parteigerlchtsordnung entgegenstehenden Satzungsbestimmungen
biszum30.6.1972den Vorsc'hriftendieserPGO anzupassen.

(4) Ab 1.1.1972 sind auf alle zu diesemZeitpunktnoc:h schwebenden Parteige­
richtsverfahren die 'Vorschriften der vorsteh'endenPG'Q anzuwen,d.en, falls nicht
das frühere Verfahre,nsrecht für die Antragsteller günstiger war.

Anpassung
des Rechts der Landesverbände
Der 23. Bun,desparteita,ghat a,m 23.6.1975 in Mannhelmbesch.lossen:
Die Landesverbändehaben ,bis zum 31.12.1977 ihre Satzungenundson'stigen
Rechtsvorschriften an das Statut, die 'Finanz-und BeitragsordnungunddiePar­
teigerichtsordnunganzup,asse,n.
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Geschäftsordnung der CDU
(GO-CDU)
Beschlossen durch den 23. Bundesparteitag am 23.6.1975 in Mannheim, geän- >­

dert durch Beschluß des Bundesparteitages vom 5.11.1981

Teil I: Allgemeine Vorschriften

§ 1 (Geltungsbereich)

Die nachstehende Geschäftsordnung der Christlich Demokratischen Union
Deutschlands (GO-CDU) gilt für die Bundespartei.

Teil 11 : Bundesparteitag der CDU .

§ 2 (Zeitpunkt, Ort, vorläufige Tagesordnung)

Zeitpunkt, Ort und vorläufige Tagesordnung des Bundesparteitages bestimmt
der Bundesvorstand im Rahmen des Statuts der CDU.

§ 3 (Einberufung)

Die Einberufung erfolgt für den Bundesvorstand durch den Vorsitzenden, im
Falle seiner Verhinderung durch den Generalsekretär.

§ 4 (Terminbekanntgabe, Form und Frist der Einberufung)

(1) Der Termin eines Bundesparteitages wird in der Regel spätestens zwei
Monate vorher den ordentlichen Delegierten schriftlich bekanntgegeben.

(2) Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Angabe von Zeitpunkt, Ort und vor­
läufiger Tagesordnung.

(3) Die Einberufungsfrist beträgt einen Monat; Fristabkürzung bis auf eine
Woche ist in begründeten Dringlichkeitsfällen zulässig. Die Einberufungsfrist
beginnt mit dem Datum des Poststempels der Einberufung.

§ 5 (Antragsfrist und Antragsversand)

(1) Anträge sind dem Bundesvorstand schriftlich zuzuleiten. Sie müssen späte­
stens vier Wochen vor dem Bundesparteitag bei der CDU-Bundesgeschäfts­
stelle eingegangen sein.

(2) Fristgemäß eingegangene Anträge sowie Anträge des Bundesvorstandes
sollen den Delegierten zwei Wochen vor Beginn des Bundesparteitages zuge­
sandt werden, müssen aber in jedem Falle auf dem Bundesparteitag als Druck­
sache vorliegen.

(3) Anträge des Bundesvorstandes sollen in der Regel den CDU-Landes- und
Kreisverbänden sowie den Vereinigungen auf Bundese.bene sechs Wochen
vor Beginn des Bundesparteitages zugesandt werden.
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§ 6 (Antragsrechte)

(1) Antragsberechtigt zum Bun·desparteitag sind:
1. der Bundesvorstand der CDU,
2. der Bundesausschuß der COU,
3. die jeweiligen Vorstände der Bundesyereinigungen,
4. die jeweiligen Vorstände der CDU-Landesverbände und der Exil-CDU,
5. die jeweiligen Vorstände der CDU-Kreisverbände.

(2) Sachanträge auf dem Bundesparteitag können nur vo~ mindestens 30
stimmberechtigten Delegierten eingebracht werden. Die Anträge sind hand­
schriftlich von den Antragstellern zu unterzeichnen und beim Sekretariat des
Tagungspräsidiums einzureichen. Antragsformulare liegen im Tagungsbüro
aus.

(3) Geschäftsordnungsanträge auf dem Bundesparteitag können mündlich
stellen:

1. jeder stimmberechtigte Delegierte,
2. die Antragskommission,
3. der Bundesvorstand.

§7 (Öffentlichkeit und deren Ausschluß)

Der Bundesparteitag tagt grundsätzlich öffentlich. Auf Antrag von einem Zehn­
tel der stimmberechtigten Delegierten oder auf Antrag des Bundesvorstandes
können mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen Öffentlichkeit
und Presse für bestimmte Tagesordnungspunkte, insbesondere bei Personal­
debatten, ausgeschlossen werden.

§ 8 (Eröffnung, Wahl des Tagungspräsidiums)

(1) Den Bundesparteitag eröffnet der Parteivorsitzende, im Verhinderungsfalle
der Generalsekretär.

(2) Vor Eintritt in die, Tagesordnung wird vom Bundesparteitag ein Tagungsprä­
sidium gewäh·lt. Umfang und Zusammensetzung des Tagungspräsidiums be­
stimmt der Bundesparteitag selbst. Die Wahl des Tagungspräsidiums erfolgt,
wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt, durch Handzeichen.

§ 9 (Tagesordnung)

(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung ist diese vom Bundesparteitag zu genehmi-'
gen.

(2) Ein Antrag auf Ergänzung oder Verkürzung der Tagesordnung muß vor Ein­
tritt in die Tagesordnung gestellt werden.

§ 10 (Mandatsprüfungskommission, Stimmzählkommission, Antrags­
kommission)

(1) Auf Vorschlag des Bundesvorstandes wählt der Bundesausschuß für jeden
Bundesparteitag eine Mandatsprüfungskommission, die

1. die Meldungen der Delegierten und Ersatzdelegierten nach § 28 des
Statuts überprüft,
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2. aufgrund der Unterlagen des Tagungsbüros die Anwesenheit der Dele­
gierten fortlaufend feststellt, und
3. dem Bundesparteitag einen Entscheidungsvorschlag unterbreitet, wenn
über die Anfechtung einer Delegiertenwahl von den Parteigerichten noch
nicht abschließend entschieden wurde.

(2) Auf Vorschlag des Bundesvorstandes bestellt der Bundesparteitag eine
Stimmzählkommission, die bei allen schriftlichen, insbesondere geheimen, Ab­
stimmungen und Wahlen die Stimmen auszählt und das Ergebnis feststeHt.

(3) Der Bundesvorstand bestellt eine Antragskommission, die alle vorliegenden
Anträge berät und dem Bundesparteitag Empfehlungen tür die Behandlung der
Anträge gibt. Die Antragskommission ist berechtigt, Abänderungs- und Ergän­
zungsanträge zu Anträgen, die dem Bundesparteitag vorliegen, zu stellen. Sie
kann auch mehrere vorliegende Anträge zum gleichen Gegenstand in einem ei­
genen Antrag zusammenfassen. Der Bundesparteitag kann die vom Bundes­
vorstand bestellte Antragskommission um weitere Mitglieder ergänzen.

§ 11 (Wahl von Kommissionen)

Die Mandatsprüfungskommission, die Stimmzählkommission und die Antrags­
kommission können, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt, offen
durch Handzeichen gewählt werden.

§ 12 (Feststellung von Mehrheiten bei Wahlen und Abstimmungen, Form
und Frist für Kandidatenvorschläge)

(1) Bei alten Wahlen und Abstimmungen zählen Stimmenthaltungen und ungül­
tige Stimmen tür die Feststellung der Beschlußfähigkeit mit, jedoch nicht tür
die Ermittlung der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.

(2) Zu einer Stichwahl stehen jeweils soviel der nichtgewählten Kandidaten mit
den nächstniedrigeren Stimmenzahlen zur Wahl an, wie sie dem Eineinhalbfa­
chen der Zahl der noch nicht besetzten Sitze im Präsidium bzw. Bundesvor­
stand entsprechen. Entfallen hierbei auf die letzte Stelle der Reihenfolge nach
Stimmenzahlen zwei oder mehrere Kandidaten mit gleichvielen Stimmen, so
werden diese Kandidaten alle in die Stichwahl einbezogen.

(3) Erhalten mehr Kandidaten die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen
als noch Sitze im Präsidium oder Bundesvorstand zu vergeben sind, so sind die
Kandidaten mit den höheren Stimmenzahlen in der Reihenfolge nach Stimmen-
zahlen gewählt. .

(4) Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes
können nur schriftlich gemacht werden. Die Kandidatenvorschläge müssen
beim Parteitagspräsidenten abgegeben werden.

(5) Meldefristen für Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des Bun­
desvorstandes können vom Bundesparteitag auf Vorschlag des Tagungspräsi­
diums beschlossen werden.

§ 13 (Rechte des Tagungspräsidiums)

Der amtierende Präsident fördert die Arbeiten des Bundesparteitages und
wahrt die Ordnung. Ihm steht das Hausrecht im Sitzungssaal zu. Er eröffnet,
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leitet, unterbrrcht und schlie,ßt die Sitzung. Das Tag:ungspräsidium hat bera­
tende Stimme inaJlen Gremien der Tagung.

§ 14 (Wortmeldungen und Schluß der Beratungen)

(1) Der amtierende Präsident ruft die Punkte der Tagesordnung' auf und erteilt
das Wort in der Regel in: der Reihenfolge der Meldungen. Mitgliedern des Bun­
desvorstandes und der Antragskommission ist das Wort auch außerhalb der
Reihenfolge zu erteilen. Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich niemand
zu Wort, so erklärt der amtieren'de Präsident die Beratung für geschlossen.

(2) Wortmeldung'en erfolgen schriftlich. unter Angabe des Themas. und sind: in
die Rednerliste aufzunehmen.

(3) Der Bundesparteitag kann die Beratung abbrechen oder sch·ließen. Der Be­
schluß erfolgt auf Antrag mit Stimm·enm.ehrheit der anwesenden: stimmb'erech­
tigten Delegierten.

§ 15 (Behandlung der Anträge)

Alle Anträge werden, sobald sie vom amtierend:en Präsi:denten d'es Bundespar­
teitages zur Beratung aufgerufen sind, zunächst begründ·et. Dabei kann di'e An­
tragskommission vorschlagen,daß mehrere Anträge gemein,sam behandelt,
begründet, beraten und abgestimmt werden.

§ 16 (Rederecht)

(1) Redeberechtigtauf dem Bundesparteitag sind alle stimmberechtigten Dele­
gierte:n, die Mitglieder der Antragskommission un·d· die Mitg,lieder des CDU­
Bundesvorstandes. In Ausnahmefällen kann, das Präsidium auch Gästen das
Wort erteilen.

(2) Sprecher, di,e sich zur Beratung einzelner Anträge zu Wort melden, haben
mit ihrer Wortmeldung bekanntzugeben, ob sie tür oder gegen den entspre­
chenden Antrag sprechen wollen.

§17 (Bündelung von Wortmeldungen)

Bei Wortmeldungen zu verschiedenen Themen kann der amtierend·ePräsident
die Wortmeldungen entsprechend· zU'sammenJassen, aber nur Je'weils in der
Reihenfol·ge der Wortm.eldungen.

§ 18 (Begrenzung von R.ed:nerzahl und Redezeit)

(1) Der amtierende Präsident des Bundesparteitages kann - soweit 'der Fort­
gang der Beratungen dies: e.rfordert - di:e AU.ssprache über einzelne Anträge ab­
kürzen, indem· er die ZahJ der Redner begrenzt. Dabei sollen in der Regel
ebenso viele Sprecher für wie gegen ein;en Antrag zu Wort kommen.

(2) Auch bei einer Begrenzung der Zahl der jeweiligen Redner ist Mitgliedern
des Bundesvorstandes und dem jeweiligen Spre.cher der Antrags.kommission
Jederzeit das Wort zu geben:.

(3) Die Red·ezeit kann VQ·rn amtierenden Präsidenten bis au,f 5 Mlnu·ten, bei 8tel­
lu,ng:nah:men zu Geschäftsordn'ung'santrägen bis aU'f 3 Minuten begrenzt
werden. Bei einer allgemeinen Begrenzun,g der Redezeit kann der amtierende
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Präsident des Bundesparteitages für grundsätzliche Ausführungen zu ge­
schlossenen Sachgebieten eine Redezeit bis zum Doppelten der allgemeinen
Redezeit zulassen.

§ 19 (Grundlegende Referate und freie Rede)

Grundlegende Referate sollen im Wortlaut vorliegen, im übrigen sprechen die
Redner frei. Sie können hierbei Aufzeichnungen benutzen.

§ 20 (Ausführungen und Abstimmungen zur Geschäftsordnung)

(1) Zur Geschäftsordnung erteilt der amtierende Präsident das Wort nach
freiem Ermessen. Die Ausführungen zur,Geschäftsordnung dürfen die Dauer
von 5 Minuten nicht überschreiten.

(2) Zur persönlichen Bemerkung darf der amtierende Präsident erst am Schluß
der Beratung das Wort erteilen.

(3) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können gestellt werden:
1. auf Begrenzung der Redezeit,
2. auf Schluß der Debatte,
3. auf Schluß der Rednerliste,
4. auf Übergang zur Tagesordnung,
5. auf Vertagung des Beratungsgegenstandes,
6. auf Verweisung an eine Kommission,
7. auf Schluß der Sitzung.

(4) Über Geschäftsordnungsanträge ist gesondert und vor der weiteren Be­
handlung der Sache selbst zu beraten und abzustimmen. Es ist nur je ein
Redner dafür und dagegen zu hören.

§ 21 (Reihenfolge bei Sachabstimmungen)

Über die Sachanträge ist in folgender Reihenfolge abzustimmen:
1. Weitergehende Anträge, bei deren Annahme die Hauptanträge und alle
dazugehörenden Anträge entfallen,
2. Änderungs- und Ergänzungsanträge,
3. Hauptanträge

§ 22 (Verweisung zur Sache und Ausschluß von Sitzungsteilnehmern)

Der amtierende Präsident kann Redner, die vom Beratungsgegenstand ab­
schweifen, zur Sache verweisen. Er kann Sitzungsteilnehmer, welche die Ord­
nung verletzen, zur Ordnung rufen, sie notfalls von den weiteren Sitzungen a~s­

schließen.

§ 23 (Entzug des Wortes)

Der amtierende Präsident kann Rednern, die in derselben Rede dreimal zur
Sache verwiesen oder zweimal zur Ordnung gerufen wurden, das Wort entzie­
hen. Ist einem Redner das Wort entzogen, so kann er es zum gleichen Bera­
tungsgegenstand nicht wieder erhalten.
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§ 24 (Sitzungsunterbrechung)

Entsteht störende Unruhe, die den Fortgang der Beratungen in Frage stellt, so
kann der amtierende Präsident die Sitzung unterbrechen.

§ 25 (Sitz.ungsniederschrift, BeschluBprotokol1 und Beurkundung der
Beschlüsse)

Über den Ablauf des Bundesparteitages ist eine Niederschrift zu fertigen. Be­
schlüsse des Bundesparteitages sind wörtlich zu protokollieren und außerdem
von zwei Personen, die vom Generalsekretär bestellt werden, zu beurkunden.
Die Bundesgeschäftsstelle stellt die Protokollführer.

§ 26 (Vollzug der Beschlüsse und Berichterstattung über deren Durch­
führung)

Der Vollzug der Beschlüsse des Bundesparteitages und die Überwachung
ihrer Durchführung obliegt dem Bundesvorstand. Über den Vollzug wird dem je­
weils folgenden Bundesparteitag ein schriftlicher Bericht vorgelegt.

Teil 111: BundesausschuB

§ 27 (Entsprechende Anwendung auf den BundesausschuB)

Für den Bundesausschuß der CDU gelten die 'Vorschriften der §§ 3 bis 26
dieser Geschäftsordnung. § 6 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß Sachanträge auf
der Sitzung des Bundesausschusses nur von mindestens. sechs stimmberech­
tigten Delegierten eingebracht werden können.

§ 28 (Inkrafttreten)

(1 ) Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung am 23.6.1975 in
Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraff die§§ 1 bis 20 und 31 der Ge­
schäftsordnung der CDU vom 16.9.1959/27.4.1960.

(3) Die §§ 21 bis 30 der Geschäftsordnung der CDU vom 16.9.1959/27.4.1960
gelten als§§ 1 bis 10 der Ordnung für die Bundesfachausschüsse der CDU
gemäß § 34 Abs. 4 des Statuts fort.
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Ordnung für die
Bundesfachausschüsse der CDU
(BFAO)
Beschlossen durch den Bundesvorstand zum 1.3.1977, geändert durch Be­
schluß des Bundesyorstandes am 30.4.197'9.

§ 1 (Einsetzen, Dauer der Amtszeit)

Der Bundesvorstand kann zu seiner fachlichen Beratung und Unterstützung
ständige und nicht-ständige Bundesfachausschüsse einsetzen. Die Amtszeit
der ständigen Bundesfachausschüsse endet mit der jeweiligen Wahlperiode
des Deutschen Bundestages. Die Amtszeit der

J
nicht-ständigen Bundesfach­

ausschüsse wird vom Bundesvorstand festgesetzt.

§ 2 (Zusammensetzung)

(1) Die Bundesfachausschüsse sollen in der Regel nicht mehr als 20 Mitglieder
umfassen. Sie sind berechtigt, zu ihren Sitzungen bis zu zehn Gäste einzuladen.
Gäste haben kein Stimmrecht.
(2) An den. Sitzungen der Bundesfachausschüsse un,d ihrer Arbeitsgruppen
können mit beratender Stimme teilnehmen:

1. die Mjtglieeter des Bundesvorstandes,
2. die fachlich zuständigen Minister des Bundes und der Länder, soweit
sie der CDU angehören.
3. der Bundesgeschäftsführer oder sein Beauftragter,
4. die Mitglieder der fachlich zuständigen Arbeitsgruppen der CDU/CSU­
Bundestagsfraktion,
5. die fachlich zuständigen Sprecher der CDU-Landtags- und Bürger­
schaftsfraktionen,

t

6. die Vorsitzenden der Bundesfachausschüsse oder ihre Beauftragten,
7. der Leiter der Hauptabteilung Politik der Bundesgeschäftsstelle oder
sein Beauftragter.

(3) In Ausnahmefällen kann der Generalsekretär eine andere Regelung treffen.

§ 3 (Berufung der Mitglieder, Wahl des Vorstandes)

(1) Die Mitglieder der Bundesfachausschüsse werden vom Generalsekretär für
die Dauer der Amtsperiode berufen. Der Generalsekretär unterrichtet den Bun­
desvorstand über seine Berufungen. Wiederberufungen sind möglich.

(2) Der Generalsekretär soll bei den Berufungen die Vorschläge der Landesver­
bände und Bundesvereinigungen der CDU sowie von Organisationen, die der
CDU nahestehen, berücksichtigen. Die genannten Organisationen sollen aus
ihren Bereichen mindestens zwei Personen vorschlagen. Die Vorschläge sind
schriftlich zu begründen.

(3) Der Generalsekretär saH auf eine fachlich und geographisch ausgewogene
Zusammensetzung der Bundesfachausschüsse achten.
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(4) Jeder Bundesfachausschuß bestimmt in geheimer Wahl seinen Vorstand,
bestehend aus einem Vorsitzenden und zwei stellvertretenden Vorsitzenden.
Die Wahl des Vorstandesbed'arf' der Zustimmung durch de'n, Generalsekretär.

§ 4 (Aufgaben, Berichtspflicht)

(1 ) Die ständigen Bundesfachausschüsse planen in Abstimmung mit d,em Ge­
neralsekretär ihre Arbeitsvorhaben für die jeweilige Amtszeit. Darüber hin'aus
sollen sie politisch erhe,bliche Vorgänge und Entwicklungen in ihren Fachberei­
chen beobachten und dem Bundesvorstand zur Kenntnis geben.

(2) Die Arbeitsvorhaben der nicht-ständigen Bundesfachausschüsse werden
vom Bundesvorstand bestimmt.

(3) Sind mehrere Bundesfachausschüsse mit dem gleichen Arbeitsvorhaben
befaßt, so entscheidet der Generalsekretär, welcher Bundesfachausschuß für
das Arbeitsergebnis verantwortlich ist.

(4) Die Bundesfachausschüsse sind verpflichtet, ihre Arbeitsvorhaben zügig zu
erledigen.

, (5) Di,e Sitzungen der Bundesfachausschüssesind vertrauli,ch. ,

(6) Der Generalsekretär hat dem, Bund.esyorstand regelmäßg über die Arbeit
der Bundesfachausschüsse zu berichten. Darüber hinaus haben die Bundes­
fachausschüsse dem Bundesvorstand wenigstens einmal im Jahr einen schrift­
lichen Bericht über ihre Arbeit vorzulegen. Bei .Beendigung einer Amtszeit ist
dem Bundesvorstand ein zusammenfassender Arbeitsbericht zu geben.

(7) Über die Ergebnisse der Ausschußarbeit, ihre Verwendung und Veröffentli­
chung entsche'idet der Bundesvorstand. Der Bundesvorstand kann dieses
Rec'ht auf das Präsidium .oder den Generalsekretärübertrage'n.

§ 5 (Arbeitsgruppen)

D·ieBundesfachausschüsse können mit Zustimmung der Bundesgeschäftsstet­
le besondere Arbeitsgru'ppen bilden. Die Arbeitsergebnisseder Arbeitsgruppen
sind dem Bundesfachausschuß zur Beschlußfassung vorzulegen. Für Arbeits­
gruppen gelten die Bestimmungen di.eser Ordnung sinngemäß.

§ 6 (Zusammentritt)

Die Bundesfachausschüsse treten nach Bedarf zusammen. Eine Ausschußsit­
zung muß stattfinden. wenn der Bundesvorstand, das Präsidium, der Generalse­
kretär, mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Ausschußmitglieder oder
mindestens fünf Landesverbände es verlangen.

§ 7 (Beschlußfähigkeit)

Die Bundesfachausschüsse sind beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer
Mitglieder anwesend ist. Bei Beschlußunfähigkeit hat der Vorsitlende: sofort
Ort, Zeit und Tagesordnung der nächsten Sitzung festzulegen und davon die
Ausschußmitglieder zu unterrichten. Der Bundesfachausschuß i'st dann auf
seiner nächsten Sitzung in Jedem Fall beschlußfähig, worauf in der schriftlichen
Einladung zur nächsten Sitzung hinzuweisen ist.
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§ 8 (Geschäftsführung)

Die, Geschäftsführung der Bundesfachausschüsse erfolgt in der Bundesge­
schäftsstelle. Sie erfolgt in Abstimmung mit den Ausschußvorsitzenden.

§ 9 (Sinngemäße Anwendung der BundesfachausschuBordnung)

Die Ordnung für die Bundesfachausschüsse der CDU gilt sinng'emäß tür den
Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (BACDJ) und sonstige
beratende und unterstützende Ausschüsse der Bundespartei. 'Im Einzelfall
kann der Generalsekret~reine andere Regelung treffen.

110 (Inkrafttreten)

Diese Ordnung für die Bundesfachausschüsse der CDU tritt am 1. März 1977
in Kraft." Die Ordnung für die Bundesfachausschüsse der CDU vom
16.9.1959/27.4.1960/23.6.1975 tritt am gleichen Tag außer Kraft.

Grundgesetz für die
Bundesrepublik Deutschland
Vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1)

Artikel 21 '(Parteien)

(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes "mit. Ihre
Gründung ist frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen ent­
sprechen. Sie müssen über die Herkunft ihrer Mittel öffentlich Rechenschaft
geben.

(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger
darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu b~einträch­

tigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu
gefährden, sind verfassungswidrig.Über die Frage der Verfassungswidrigkeit
entscheidet das Bundesverfassungsgericht.

(3) Das Nähere regeln Bundesgesetze.
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Gesetz über die politischen Parteien
(Parteiengesetz)
Vom 24. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773 bis 781 ),zuletzt geändert du,rch
Gesetz vom 21. Dezember 1979

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be­
schlossen:

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Verfassungsrechtliche Stellung und Aufgaben der Parteien

(1) Die Parteien sind ein verfassungsrechtlich notwendiger Bestandteil der frei­
heitlichen demokratischen Grundordnu"ng. Sie erfüllen mit ihrer freien, dauern­
den Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes eine ihnen nach
dem Grundgesetz obliegende und von ihm verbürgte öffentliche Aufgabe.

(2) Die Parteien wirken an der Bildung des politischen Willens des Volkes auf
allen Gebieten des öffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere

auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung Einfluß nehmen,
die politische Bildung anregen und vertiefen,
die aktive Teilnahme der Bürger am politischen Leben fördern,
zur Übernahme öffentlicher Verantwortung befähigte Bürger heranbilden,
sich durch Aufstellung von Bewerbern an den Wahlen in Bund, Ländern
und Gemeinden beteiligen,
auf die politische Entwicklung in Parlament und Regierung Einfluß
nehmen,
die von ihnen erarbeiteten politischen Ziele in den Prozeß der staatlichen
Willensbildung einführen und
für eine ständige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den
Staatsorganen sorgen.

>.

(3) Die Parteien legen ihre Ziele in politischen Programmen nieder.

§ 2 Begriff der Partei

(1) Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, "die dauernd oder für längere Zeit
für den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbil­
dung" Einfluß nehmen und an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundes­
tag oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der
tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer Or­
ganisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der
Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielset­
zung bieten. Mitglieder einer Partei können nur natürliche Personen sein.

(2) Eine Vereinigung verJiert ihre Rechtsstellung als Partei, wenn sie s"echs
Jahre lang weder an einer Bundestagswahl noch an einer Landtagswahl mit ei­
genen Wahlvorschlägen teilgenommen hat.
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(3) Politis·che Vereinigungen sin·d nicht Parteien, wenn
1. ihre Mitglieder oder die Mitglieder ihres Vorstandes in der Mehrheit Aus­
länder sind oder
2. ihr Sitz oder ihre Geschäftsleitung sich außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Gesetzes befindet.

§ 3 Aktiv- und Passivlegitimation

Die Partei kann unter ihrem Namen klagen und verklagt werden. Das gleiche
gilt für ihre Gebietsverbände der jeweils höchsten Stufe, sofern die Satzung der
Partei nichts anderes bestimmt.

§4Name

(1) Der Name einer Partei muß sich von dem Namen einer bereits bestehenden
Partei deutlich unterscheiden; das gleiche gilt für Kurzbezeichnungen. In der
Wahlwerbung und im Wahlverfahren darf nur der satzungsmäßige Name oder
dessen Kurzbezeichnung geführt werden; Zusatzbezeichnungen können weg­
gelassen werden.

(2) Gebietsverbände führen den Namen der Partei unter Zusatz ihrer Organisa­
tionssteIlung. Der Zusatz tür Gebietsverbände ist nur an nachfolgender Stelle
zulässig. In der allgemeinen Werbung und in der Wahlwerbung kann der
Zusatz weggelassen werden.

(3) Gebietsverbände, die aus der Partei ausscheiden, verlieren das Recht, den
Namen der Partei weiterzuführen. Ein neu gewählter Name darf nicht in einem
bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen bestehen. Entsprechendes gilt für
Kurzbezeichnungen.

§ 5 Gleichbehandlung

(1) Wenn ein Träger öffentlicher Gewalt den Parteien Einrichtungen zur Verfü­
gung stellt oder andere öffentliche Leistungen gewährt, sollen alle Parteien
gleichbehandelt werden. Der Umfang der Gewährung kann nach der Bedeu­
tung der Parteien bis zu dem für die Erreichung ihres Zweckes erforderlichen
Mindestmaß abgestuft werden. Die Bedeutung der Parteien bemißt sich insbe­
sondere auch nach den Ergebnissen vorausgegangener Wahlen zu Volksver­
tretungen. Für eine Partei, die im Bundestag in Fraktionsstärke vertreten ist,
muß der Umfang der Gewährung mindestens halb so groß wie für jede andere
Partei sein.

(2) Für die Gewährung öffentlicher Leistungen in Zusammenhang mit einer
Wahl gilt Absatz 1 während der Dauer des Wahlkampfes nur für Parteien, die
Wahlvorsc.hläge eingereicht haben.

(3) Öffentliche Leistungen nach Absatz 1 können an bestimmte sachliche, von
allen Parteien zu erfüllende Voraussetzungen gebunden werden.

(4) Die §§ 18 bis 22 bleiben unberührt.
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2. Abschnitt: Innere Ordnung

§ 6 Satzung, und' Prog,ramm

(1) Di,e Partei muß eine schriftliche Satzung u:nd ein schriftliches Programm
haben. Die Gebietsverbände' regeln ihre Angelegenheiten' d'urch eigen:e Satzun­
gen, soweit die Satzung des j:eweilsnächsthöheren Gebietsverbandesh·ierü'ber
keine Vo'rschriften enthält.

(2) Die Satzungen m,üssen Bestimm,ungen enthalten über

1. Namen sowie Kurzbezeichnung, sofern eine solche verwand~wlrd. Sitz
und Tätigkeitsgebiet der Pa:rtei,

2. Aufnahme und Austritt der Mitglieder.
3. Rechte und Pflichten der Mitglieder.
4. zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen' Mitglieder und ihren Ausschluß
(§ 10 Abs. 3 bis 5).
5. zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsverbände.
6. allgemeine Gliederung der Partei,
7. Zusammensetzung und Befugnisse des Vorstands und der übrig,en
Organe,
8. der Beschlußfassung durch die Mitglieder- und Vertreterversammlun­
gen n.ach § 9 vorbehaltene Angelegenheiten.
9. Voraussetzun'g, Form und Frist der Einberufung der Mitglied~r-und Ver­
treterversammlungen sow'ie Beurkundu,ng der Bes,chlüsse,
1,0. Gebietsverbände und Organe, die zur Einreichu.ng (Unterzeichnung)
von Wahlvorschlägen tür Wahlen zu Volksvertretungen befugt sind,
soweit hierü'ber keine gesetzlichen V'orsehriften bestehen.
1.1. eine Urabstimmung der Mitglieder und das Verfahren, wenn der Partei­
tag die Auflösung der Partei oder des Gebietsverbandes oder die Ver­
schmelzung mit anderen Parteien nach § 9 Abs. 3 beschlossen hat. Der
Beschluß gilt nach dem Ergebnis der Urabstimmung als bestätigt. geän­
dert oder aufgeho'ben.

(3) Der Vorstand hat dem Bundeswahlleiter
1. Satzung und Programm der Partei,
2. Namen der Vorstandsmitglieder der Partei und der Landesverbände mit
Angabe ihrer Funktionen.
3. Aufl:ösun,g der Partei oder eines landesverban:des

mitzuteilen. Änderungen zu Satz 1N'ummern 1 und 2 sind bis zum 31. Dezem­
ber 'des jeweilige'n Kalenderjahres anzuzeigen. Die Unterlagen können beim
Bundeswahlleiter von je'dermann eingesehen werden. Abschriften dieser Unter­
lagen sind auf Anforderung gebührenfrei zu erte'Ben.

(4) Bei Parteien, deren· Organisation steh auf das, Gebietei:nes landes be­
schränkt (Landesparteien), gelten die in d,iesem Gesetz für d'ie Partei getroffe­
nen Regelungen für den landesverband.



§ 7 Gliederung
(1) Die Parteien gliedern sich in Gebietsverbände. Größe und Umfang der Ge­
bietsverbände werden durch die Satzung festgelegt. Die gebietliche Gliederung
muß soweit ausgebaut sein, daß den einzelnen Mitgl.iedern eine angemessene
Mitwirkung an der Willensbildung der Partei möglich ist. Beschränkt sich die
Organisation einer Partei auf das Gebiet eines Stadtstaates, braucht sie keine
Gebietsverbände zu bilden; sie ist Partei im Sinne dieses Gesetzes. Organisato­
rische Zusammenschlüsse mehrerer Gebietsverbände, die den verbandsmäßi­
gen Aufbau der Parteiorganisation nicht wesentlich beeinträchtigen, sind zuläs-
sig. .

(2) Soweit in einer Partei Landesverbände nicht bestehen, gelten die in diesem
Gesetz für Landesverbände getroffenen Regelungen für die der Partei folgen­
den nächstniedrigen Gebietsverbände.

§80rgane

(1) Mitgliederversammlung und Vorstand sind notwendige Organe der Partei
und der Gebietsverbände. Durch die Satzung kann bestimmt werden, daß in
den überörtlichen Verbänden an die Stelle der Mitgliederversammlung eine
Vertreterversammlung tritt, deren Mitglieder für höchstens zwei Jahre durch
Mitglieder- oder Vertreterversammlungen der nachgeordneten Verbände ge­
wählt werden. Landesparteien ohne Gebietsverbände (§ 7 Abs. 1 Satz 4)
können die Mitgliederversammlung durch eine Vertreterversammlung ersetzen,
wenn sie mehr als 250 Mitglieder haben. Vertreterversammlungen können
auch für Ortsverbände von mehr als 250Mitgliedern oder mit großer räumlicher
Ausdehnung gebildet werden.

(2) Die Satzung kann weitere der Willensbildung des jeweiligen Gebietsver­
bandes dienende Einrichtungen (Organe) vorsehen. Sie sind in der Satzung
ausdrücklich als solche zu bezeichnen.

§ 9 Mitglieder- und Vertreterversammlung (Parteitag, Hauptver­
sammlung)

(1) Die Mitglieder- oder Vertreterversammlung (Parteitag, Hauptversammlung)
ist das oberste Organ des jeweiligen Gebietsverbandes. Sie führt bei Gebiets­
verbänden höherer Stufen die Bezeichnung "Parteitag", bei Gebietsve(b"änden
der untersten Stufe die Bezeichnung "Hauptversammlung"; die nachfolgenden
Bestimmungen über den Parteitag gelten auch für die Hauptversammlung. Die
Parteitage treten mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr einmal zusammen~

(2) Vorstandsmitglieder, Mitglieder anderer Organe des Gebietsverbandes
sowie Angehörige des in § 11 Abs. 2 genannten Personenkreises können einer
Vertreterversammlung kraft Satzung angehören, dürfen aber in diesem Fall nur
bis zu einem Fünftel der satzungsmäßigen Gesamtzahl der Versammlungsmit­
glieder mit Stimmrecht ausgestattet sein.

(3) Der Parteitag beschließt im Rahmen der Zuständigkeiten des Gebietsver­
bandes innerhalb der Partei über die Parteiprogramme, die Satzung, die Bei­
tragsordnung, die Schiedsgerichtsordnung, die Auflösung sowie die Verschmel­
zung mit anderen Parteien.
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(4) Der Parteitag wählt den Vorsitzenden des Gebietsverbandes, seine Stellver­
treter und die übrigen Mitglieder des Vorstandes, die Mitglieder etwaiger ande­
rer Organe und die Vertreter in den Organen höherer Gebietsverbände, soweit
in diesem Gesetz nichts anderes zugelassen ist.

(5) Der Parteitag nimmt mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsberichtdes
Vorstandes entgegen und faßt über ihn Beschluß. Der finanzielle Teil des Be­
richts ist vor der Berichterstattung durch Rechnungsprüfer, die von dem Partei­
tag gewählt werden, zu überprüfen.

§ 10 Rechte der Mitglieder

(1) Die zuständigen Organe der Partei entscheiden nach näherer Bestimmung
der Satzung frei über die Aufnahme von Mitgliedern. Die Ablehnung eines Auf­
nahmeantrages brauchtnicht begründet zu werden. Allgemeine, auch befristete
Aufnahmesperrensind nicht zulässig. Personen, die infolge Richterspruchs die
Wählbarkeit oder das Wahlrecht nicht besitzen, können nicht Mitglieder einer
Partei sein.

(2) Die Mitglieder. der Partei und die Vertreter in den Parteiorganen haben
gleiches Stimmrecht. Die Ausübung des Stimmrechts kann nach näherer Be­
stimmung der Satzung davon abhängig gemacht werden, daß das Mitglied
seine Beitragspflicht erfüllt hat. Das Mitglied ist jederzeit zum sofortigen Austritt
aus der Partei berechtigt.

(3) In der Satzung sind Bestimmungen zu treffen über
1. die zulässigen Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder,
2. die Gründe, die zu Ordnungsmaßnahmen berechtigen,
3. die Parteiorgane, die Ordnungsmaßnahmenanordnen können.

Im Falle der Enthebung von Parteiämtern oder der Aberkennung der Fähigkeit
zu ihrer Bekleidung ist der Beschluß zu begründen.

(4) Ein Mitglied kann nur dann aus der Partei ausgeschlossen werden, wenn es
vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen Grundsätze oder Ordnung
der Partei verstößt und ih.r damit schweren Schaden zufügt.

(5) Über den .Ausschluß entscheidet das nach der Schiedsgerichtsordnung zu­
ständige Schiedsgericht. Die Berufung an ein Schiedsgericht höherer Stufe ist
zu gewährleisten. Die Entscheidungen sind schriftlich zu begründen. In dringen­
den und schwerwiegenden Fällen, die sofortiges, Eingreifen erfordern, kann der
Vorstand der Partei oder eines Gebietsverbandesein Mitglied von der Ausü­
bung seiner Rechte bis zur Entscheidung des Schiedsgerichts ausschließen.

§ 11 Vorstand

(1) Der Vorstand wird mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr gewählt. Er
muß aus mindestens drei Mitgliedern bestehen.

(2) Dem Vorstand können Abgeordnete und andere Persönlichkeiten aus der
Partei kraft Satzung angehören, wenn sie ihr Amt oder ihr Mandat aus einer
Wahl erhalten haben. Der Anteil der nicht nach § 9 Abs. 4 gewählten Mitglieder
darf ein Fünftel der Gesamtzahl der Vorstandsmitglieder nicht übersteigen.
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(3) Der Vorstand leitet den Gebietsverband und führt dessen Geschäfte nach
Gesetz und Satzung sowie den Beschlüssen der ihm übergeordneten Organe.
Er vertritt den Gebietsverband gemäß § 26 Abs. 2 des Bürgerlichen G:esetz­
buches, soweit nichtdie Satzung eine abweichende Regelung trifft.

(4) Zur Durchführung der Beschlüsse des Vorstandes sowie zur Erledigung der
laufenden und der besonders dringlichen Vorstandsgeschäfte kann aus der
Mitte des Vorstandes ein geschäftsführen~er Vorstand (Präsidium) gebildet
werden. Seine Mitglieder können auch vom Vorstand gewählt oder durch die
Satzung bestimmt werden.

§ 12 Allgemeine Parteiausschüsse

(1) Die ·M.itglieder von allgemeinen Parteiausschüssen und ähnlichen Einrich­
tungen, die nach der Satzung umfassende Zuständigkeiten für die Beratung
oder Entscheidung politischer und organisatorischer Fragen der Partei besit­
zen, können' auch von nachgeordneten Gebietsverbänden gewählt werden.

(2) Der Vorstand und Angehörige des in § 11 Abs. 2 gena.nnten Personen,krei­
ses kön'nen einem solchen Organ kraft Satzung" angehören. Der Anteil der nicht
gewählten Mitglieder darf ein Drittel der Gesamtmitgliederzahldes Organs
nicht übersteigen; er kann um weitere Mitglieder mit nur beratender Stimme
erhöht werden, muß jedoch auch dann noch unter der Hälfte der Gesamtmit­
gliederzahl des Organs liegen.

(3) Das Amt der gewählten Mitglieder derin Absatz 1 genannten Organe dauert
höchsten zwei Jahre.

§ 13 Zusammensetzung der Vertreterversammlungen

Die Zusammensetzung einer Vertreterversammlung oder eines sonstigen
Organs, das ganz oder zum Teil aus Vertretern von Gebietsverbänden besteht,
ist in der Satzung festzulegen. Die Zahl der Vertreter des Gebietsverbandes ist
in erster Linie nach der Zahl der vertretenen Mitglieder zu bemessen. Die Sat­
zung kann bestimmen, daß die restliche Zahl der Vertreter, höchstens die
Hälfte der Gesamtzahl, nach dem Verhältnis der im Bereich des Gebietsver­
bandes bei vorausgegangenen Wahlen zu Volksvertretungen erzielten Wähler­
stimmen auf die Gebietsverbände aufgeschlüsselt wird. D'ie Ausü'bung des
Stimmrechts kann von der Erfüllung der Beitragspflicht des Gebietsverbandes
abhängig gemacht werden.

§ 14 Parleischiedsgerichte

(1) Zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten der Partei oder eines
Gebietsverbandes mit einzelnen Mitgliedern und Streitigkeiten über Auslegung
und Anwendung der Satzung sind zumindest bei der Partei und den Gebletsver­
bänden der jeweils höchsten Stufe Schiedsgerichte zu bilden. Für mehrere Ge­
bietsverbände der Kreisstufe können gemeinsa'me Schiedsgerichte gebildet
werden.

(2) Die Mitglieder der Schiedsgerichte werden tür höchsten vier Jahre gewählt.
Sie dürfen nicht Mitglied eines Vorstandes der Partei oder eines Gebietsver­
bandessein, in .eine·rn Dienstverhältnis zu der Partei oder einem Gebietsver-
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band stehen oder von ihnen regelmäßige :Ei.nk:ü.nfteb.eziehen. Sie sInd unab­
hängigundan Weisungennichtgebun·den.

(3) Die Satzungkannvorsehen,da'ß die Schiedsgerichte altgeme'in oder im 'Eln­
zelfalJmitBeisitzern "besetzt werden, dlevonden Stre.itteilenp·aritätischbe­
nannt werden.

(4) Für die Tätig'keit des Schiedsgerichts ·ist eineSchiedsgerichts.ordnung z'uer­
lassen, die den Betelligten rechtliches Gehör,eln gerechtes Verfahrenun'd ·dIe
Ablehnung eines Mitglieds desSchi-edsgerichtswegenBefangenheit gewähr­
leistet.

§ 15 Willensblldun.g i.nden Organen

.(1) .DleOrgane fassen fhre·Besc.hlü·ssem·iteinfacher Stimmenmehrheit, sow·eit.
nicht durch Gesetz oder Satzung :erhö:hteStim·menmehrh.ejtvorgeschri·eben ist.

(2) Die Wahlen derVorstands·mitglied·er und ;der Vertreter.zu Vertreterver­
samml:ungen und zu Organen höherer Gebiets've'rbände slndgeheim. ·Beiden
übrigen Wahlen kann offen abgestimmt werden,wenn sich auf Befragen kein
Widerspruch erhe"bt.

(3) Das .Antragsrecht ist so zu gestalten, da'ßeine demo.kratisch·e WillensbH­
dunggewährlelstetbleTbt, insbesondere auch MindetheOiten ihre Vorschlä,ge
ausreichend zur Erörterun·g ·bring:enkönnen. Inden Versammlungen höherer
Gebietsverbändeist mindestens den Vertretern der Gebi·etsverbände der
beiden 'nächstnledrigenStufen ein Antragsrechtein.zuräumen.Bei Wahlen und
Abstimmungen ist 'eine Bindung an Beschl.üsseanderer Organe unzulässig.

§ 16 Maßnahme'n gegen Gebietsverbände

(1 )D'ie Auflösung und der Ausschluß nachgeordneter 'Gebietsverbändesowie
dieA·mtsenthebungga.nzer Organe derselben s'ind nur wege:nsc.hwerw:iege·n­
der Verstöße gegen die Grundsätze oder ·dieOrdnu.ng derParteiz·ulässig.ln
der .Satzungistzubestimmen,

1. aus welchen Gründen die Maßn.ahmen zul,ässigsind,
2. welcher übergeordnete Gebietsverbandund welc'hesOrgan di'ese's Ver­
bandes sie treffenlsönnen.

(2) Der Vorstand der Partei oder eines übergeordneten Ge:bietsv·erb.ande·s
bedarf für eine Maßnahme nach Absatz 1 der Bestätigung durch ein höheres
Organ. Die Ma'ßnahme tritt außer Kraft, wenn die Bestätigung nicht ,auf dem
nächsten Parteitag ·ausgesproch,enwird.

(3) ,Gege.nMaßnahmennach Absatz 1 ist dieAnrufungeinesSchie.dsgerichts
zuzulassen.

3. Abschnitt: Aufstellung von Wahlbewerbern

§17 Aufstellung von Wahlbewerb·ern

Die Aufstellung von Bew·erbernfür Wa'hlen zu VoJksvertretu:nge.nmußingehej­
mer ... Abstimmu·ng erfolgen. ·DleA.ufstellu·ng re·geln.doie Wahlges:etzeu:nddie
Satzunge,nderParteie·n.
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4. Abschnitt: Erstattung von Wahlkampfkosten

§ 18 Grundsätze und Umfang der Erstattung

(1) Die notwendigen Kosten eines angemessenen Wahlkampfes sind Parteien,
die sich an der Bundestagswahl mit eigenen Wahlvorschlägen beteiligt haben,
zu erstatten. Die Wahlkampfkosten werden mit einem Betrag von 3,50
Deutsche Mark je Wahlberechtigten dieser Bundestagswahl insgesamt pau­
schaliert (Wahlkampfkostenpauschale).

(2) Das Wahlkampfkostenpauschale wird auf Parteien verteilt, die nach dem
endgültigen Wahlergebnis mindestens

1. 0,5 vom Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstim­
men oder
2. 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Erststim­
men, wenn in diesem Land eine Landesliste dieser Partei nicht zugelassen
war,

erreicht haben.

(3) Der Anteil an dem Wahlkampfkostenpauschale (Erstattungsbetrag) bemiBt
sich

1. bei Parteien nach Absatz 2 Nr. 1 nach dem Verhältnis der im Wahlgebiet
erreichten Zweitstimmen,
2. bei einer Partei nach Absatz 2 Nr. 2 mit einem Betrag von 3,50 Deutsche
Mark tür jede Erststimme in Wahlkreisen, in denen die Mindeststimmen­
zahl von 10 vom Hundert erreicht worden ist.

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Bewerber eines nach Maßgabe der
§§ 18 und 20 des Bundeswahlgesetzes von Wahlberechtigten eingereichten
Wahlvorschlages, sofern sie mindestens 10 vom Hundert der in einem Wahl­
kreis abgegebenen gültigen. Erststimmen erreicht haben.

(5) Vor der Festsetzung der Erstattungsbeträge für Parteien nach Absatz 3 Nr. 1
sind zunächst die auf die Parteien nach Absatz 3 Nr. 2 sowie die auf Bewerber
nach Absatz 4 entfallenden Erstattungsbeträge von dem Wahlkampfkosten­
pauschale abzuziehen.

§ 19 Erstattungsverfahren

(1) Die Festsetzung und die Auszahlung des Erstattungsbetrages (Anteils an
dem Wahlkampfkostenpauschale) ist innerhalb von zwei Monaten nach dem
Zusammentritt des Bundestages bei dem Präsidenten des Deutschen Bundes­
tages schriftlich zu beantragen. Der Antrag kann auf einen Teilbetrag begrenzt
werden.

(2) Der Erstattungsbetrag wird von dem Präsidenten des Deutschen Bundesta­
ges festgesetzt und ausgezahlt. Abschlagszahlungen nach § 20 sind anzurech­
nen.

§ 20 Abschlagszahlungen

(1) Den Parteien, die bei der jeweils vorausgegangenen Bundestagswahl Wahl­
ergebnisse erreicht hatten, die die Voraussetzungen für eine Erstattung erfüllt
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hätten, sind auf Antrag Abschlagszahlungen auf den Erstattungsbetrag zu ge­
währen. Die Abschlagszahlungen dürfen im zweiten Jahr der Wahlperiode des
Deutschen Bundestages 10 vom Hundert, im dritten Jahr 15 vom Hundert und
im Wahljahr 35 vom Hundert des nach dem Ergebnis der vorausgegang.ene·n
Wahl-zu erstattenden Betrages nicht übersteigen.

(2) Der Antrag auf Abschlagszahlungen ist schriftlich bei dem Präsidenten des
Deutschen Bundestages einzureichen.

(3) Endet die Wahlperiode des Deutschen Bundestages vorzeitig, kann der Prä­
sident des Deutschen Bundestages vor der Bundestagswahl Abschlagszahlun­
gen abweichend von Absatz 1 Satz 2 mit der Maßgabe gewähren, daß sie 60
vom Hundert der Erstattungsbeträge nicht übersteigen dürfen.

(4) Abschlagszahlungen sind nach der Wahl zurückzuzahlen, soweitsie den Er­
stattungsbetrag übersteigen oder wenn ein Erstattungsanspruch nicht entstan­
den ist.

§ 21 Bereitstellung von Bundesmitteln

(1) Die nach den §§ 18 und 20 erforderlichen Mittel sind im Bundeshaushalts­
plan auszubringen.

(2) Der Bundesrechnungshof prüft, ob der Präsident des Deutschen Bundesta­
ges als mittelverwaltende Stelle die Wahlkampfkosten entsprechend den Vor­
schriften dieses Abschnitts erstattet hat.

t 22 Erstattung von Wahlkampfkosten in den Ländern.

Die Länder werden ermächtigt, durch Gesetz Vorschriften über die Erstattung
von Wahlkampfkosten für Landtagswahlen zu erlassen. Diese müssen sich im
Rahmend·es § 18 Abs. 1 und der §§ 19 und 20 halten. Bei Parteien nationaler
Minderheiten darf die Erstattung nicht von einem Mindeststimmenanteil abhän­
gig gemacht werden.

5. Abschnitt: Rechenschaftslegung

·1 23 Pflicht·zur öffentlichen Rechenschaftslegung .

(1) Der Vorstand der Partei hat über die Herkunft der Mittel, die seiner Partei in­
nerhalb eines Kalenderjahres (Rechnungsjahr) zugeflossen sind, in einem Re­
chenschaftsbericht öffentlich Rechenschaft'zu geben.

(2) Der Rechenschaftsbericht muß von einem Wirtschaftsprüfer oder einer
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach den Vorschriften der §§ 29 bis 31 ge­
prüft werden. Er ist bis zum 30. September des dem Rechnungsjahr folgenden
Jahres beim Präsidenten des Deutschen Bundestages einzureichen und von
diesem im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Der Präsident des Deutschen
Bundestages kann d·ie Frist aus besonderen Gründen bis zu drei Monaten ver­
längern.

(3) Der Präsident des Deutschen Bundestages darf Zahlungen nach den §§ 18
bis 20 nicht leisten, solange ein den Vorschriften des Fünften Abschnitts ent­
sprechender Rechenschaftsbericht nicht eingerei.cht worde'n ist.
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t24Rechens'chaftsbericht
(1) :DerR-ec.he~nschafts,beric·ht·besteht .aus ein·er :Einna:hm.erech:n·un.g. .l·n 'd·e,:n:Re­
c:he·ns:,ch·attsberic:ht derParle:isin.d 'dieiRec:h'ensc'haftsberichtederej~nz'eln:en

'La··ndesverbä·ndege'sondert aufz.u:neh'me·n.;D.ieRe·c:henschaftsbertchted;erden
'Lan·desv·erbänden ·.nach.g.eordn,eten 'Gebletssverbä~ndesind "ungesondert in ,die
Tellberichte d·erLa·ndesverbände aU'fz'une,hmen. DleLa·ndesverb'ä;ndeha:b·e.n
d·ie Teif:berichte der ihnen nachgeordnetenVerbän·de gesamme,ltbei lhre'n 'R·e­
chens,c.haftsu'nterlage:n aufzube,wahren.

(2) :In der Ein'nahmerec·h.nung si'nd' folgende Posten gesondert au·szuweisen·:
1. Mitglie'ds:belträge,
2. Beiträ-ge der Fra:ktio:nsmitglieder und ä'hnliche re'gelmäßige'B'eiträge,
3. Einna~h'mena'us

a) Vermögen,
'b) Veranstaltungen, Vertrieb vo:n Druckschriften und Veröffentlichungen
und sonstiger mit Einnahmen verbun.dener Tätig'keit der Partei,

4. Spenden,
5. :K-redite,
6. Erstattungsb.eträge nachdem Vierten Ab.schnitt,
7. 'sonstige Ei·n.nahmen.

(3) Die Partei kann 'demReche'nschaftsbericht, ins'besondereauch ei,nzelnen
.seiner Posten, kurzgefaßte Erläuterungen beifügen.

§ 25 Benennung der Spender

Spende'nan eine Partei odereJnen oderme.hrereihrer Gebietsverbä'nde, deren
Gesamtwert in e.inem Kalenderja'hr 20 000 Deutsche 'Mark ü.b.ersteigt,s·ind
unter AngabedesN.amens und der Anschrift des Spen,ders sowie der 'Gesamt­
höheder Spende im Rechenschaftsbericht zu verze.ichnen.

§ 26 Begriff der Einnahme

(1) Einnahme 'ist, soweit für einzelne Einnah-m,earten (.§ .24 Abs. 2) nic'htsbeson­
deres gilt, jede der Partei von außen z,ufUeßendeGeld- oder geldwerte :,Lei­
stung, die weder durch ei.ne gle'ic:hwertige 'Gege!n.le.istungausgeg'lichen ist
noch auf einer Ersatz-., Entschädigun.Qs- oder Rückerstattungspflichtberuht.
Als Einna··h'men gelte'n auch die 'Fre-isteUung vonüblicherweise entstehe:nden
Verbindlic-hkeiten sow.ie die Übernahme von Veransta·ltungen und Maßnahmen,
mit denen ·ausdrüc.klich tür eine :Pa-rteigeworben wird, durch andere.

(2)AHe E:inna·hmen sindmit.ihrem voll·en 'Betrag an d.er für si'e vorges,ehen:en
Ste'lIe einzus·etzen..Mit den Ei'nnahmen zusammen:hängende Aus.gabendürfen
nur i'nsoweit abgezogen werden, als sieunimittelbar zur ·Bese.haftung der betref­
fendenEinnah·me aufgewandt wurden.

(3) Wlrts,cha:fts.g:üter, die nicht ,inG'eld 'bestehen, ,sInd mit den 'im gewöhn:lich.en
·Geschäftsverkehr für gleiche oder vergleic·hbareLeistun·gen üblicherwetse zu
zahlenden.Preisen anzusetzen.

(4) Durc'hlaufende .Gelder un·d Leistungen s'owie Mitglied,sbe'iträgeund so'nsti.ge
Einnahmen,d·ievon vorn:herein t.üreine 'schlüsselmäß:igeVertejlung 'u'nterme:h-



r.ere :,G:e,b:ietsverb.än'd:e .:be'sti;m,mtsl::nd, ··werd,e·n:be,i :d'er ·Sle·l:leal;Jsg·ewrie,s'ein:, .·'be:j
·.ders·ie, 'en·d:gültigverb;leTben.

§·.:27:E'i:n-ze;lneEln,nahmearten

(1 )i.Milglie,-ds·:b.e-llrä·ge JmSin:n:e d:e's,:§ :2·4 .,Aibs.. 2 :J\tr.·1 's.injä:B·.eiträ;ge,.die :d.i:e 'iMit­
g'H'eder ln ·'d·ieseJE·Jgie:n·sch·afte:·ntri.c1hte·rl, in'sb'es.on·clere·atJ!c·.hA'ufnah~m,e:ge:b;ü:h­

re:n ·u:ndS·o'n.d:eruimla:g·e·n.

(2)·Beid.en ln·§24:Abs.2 ·NI. 3 ·g,e·na.nntenEtnna··h,meq·ue.l.le;nistder ·:R.e·i·n·ertra:g
e.i··ntus,e-tzen. 0DleA,us'w:eisung's'pfl:ic'ht ;n·a·ch§ '2:4,A.b:s. :2·Nr.4 und:5:btefbt :u:n'be­
rü'hrt.

(3)8'eid:er.Eln.nahmerechnun:gk·ö.·n:;ne·n "Sa'c"h-, 'Werk- ·u:nd'Dien:stle'istun:ge.n,d-ie
·d:Je 'Mltglie:derder·Partei:od.er .-die:der :'·P.arte.i 'nahe'sten'e'n'd'en,Organisatl,o;ne:na:u­
ße:thalb 'e:ines ··Ge·sc:h.ä:fts·~betr.je'be:s ü.b'Hc;herwels·e ,u·n;e·ntgeltllch ··zurVe-rlü'g"u:.n·g
stell'enoderdie 'einenWert vontOOO ;·De'utsch,e :M,ar'kim ··Einzelfall :nicht ·ü·b.eJ­
,steigen, ;un'berü.c·ksichtigt .ble,iben..F'ürd'ieÜberna,hme 'von Ver·anstaltunge·n':u:nd
.Maßnahme·nderParteiwerbunggi,lt ··'8:atz ·1.ents·prechend.

(4,) ;B~e:..i:Ein,na,hme:na,us:Kre:diten :slrld .;.n·ur,Kredttz.ufrüs·s·evofl·m'e'hr .als. lOOO
~DJ,eutsc'he .Mark·in .elne·m:Rech·nun,gsj.ahr 'undnuJ:,d;a:nJl :au"s.z11weis:eJil., 'soweitd.er
'Kred'it :'.b isz.umSc·hlußde,s ,Rech.n.UJl:gsja:hres:J'llcht .zu·r·üc;k·gezahltw'orde,nisl.

:1 .28 "PfllchtzurBuchführung

·Di,e ;Parteien:,habe-n ·Büciher 'über ··ihre -re·ch·en's;cß:a·fts·pflic.:hligen·E·i·n:n.a':hm'en z'U

lilhren.D:a'beji-st "'nach, ,~de'nGrun·d sätze::n'.ordnun::g:s,g'em~äßeJ,B-u'chfü·hrungunter

,'Betüe,ks,ichti'gungdesGesetzesz'wec-k·e:s. ,zuverfa;hre;n.. ;Die ,Re:c·hJ1UJ1g.s..u·nterl'a­
ge:n sin'd t-ü·nf .Ja;hreaufzubewahren.DieA,ufbew·ahru·n;gslristbegin:nt·mitAbla·u:f
de·sRech:n,u:A.gsjahres.

§ '-2'-9:prüfun~g·:desR·echensc'ha·fts·berichts

(l.)D.i:ePrüfu'n,gnaeh ,§ 23 Abs. 2 Satz 1 erstrec·ktsjc:hau·fdieiPaJte.isowien~ach

Wahl des .Prüfe-rsaufmindeste·ns z·wei Landesverb.änd:e un,d·v:ier ,na'chgeord­
neteGebietsv,e'rbä·ndeniedrigererStufe·n.

(2) .per·Prüfer :kann von cde·n 'Vorständ·enun:dde·.n·von :lh:nendaz,u erm,ä'c:htigte.n
'Personenalle Aulklärunge'nund ·N,a,c·h'weJse ·verl·ange.n,w,e.lche ;diesorgfältlg.e
,ErfüJlu'A:gselner 'PrüfungspfJlc·hterfordert.Esist ih-m 'in'soweita:u'c'h :zugestatten,
.dle',Unterlagen für :die .Zusamm;e·nste]]:ungdes ·Re:c·he'n·schafts:beric·hts:,d:ie
Büc:h.er,undSchriftst'ü·ckesowie ·di'e'Kas's·en- ;u:n.dVermögensbeslä.nd·e zu
::p·nüfen.

(3)·Oe.rVorstand .desz.u ':prüle'nde,n ·Geb,ietsve:rbandes'hat:·cJem ',Prüfer :s'c'hrifllic,h
, .zu ··versichern:,c1·a·ßind.e·m '.R:ec·h:enscha:fts·berichl ,a·1-le -rec"he'n;sc'ha:f.tspf-lic:hti~g,e.n

':Einna'hme-nerfaßtsind. A,ufdieVersic:heru·ng·d'erVorstän·denachg·e.ordn.eter
G,e·bletsverbä:nde,ka'nnBezug .g·e.'norTlm:en werd;en. ::Es :Qenügt.dteVers.i,c·herun.Q
d:es lür 'dJeFlnanzan'geleg-en:heiten zust-än:dlgen VorstaJldsmJtgl..ied.e,s.

830 .Prüfungs-bericht und ';P,.üfu·ngsverme:rk

(1 ) Das Ergebnis der 'Prüfung ist In ,ein:e·msc·hriftlich·e~nPrüfungsb:eric·:htn'iedeJ-
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zulegen, der dem Vorstand der Partei uno dem Vorstand des geprüften Gebiets­
verbandes zu übergeben ist.

(2) Sind nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung keine Einwendungen
zu erheben, so hat der- Prüfer durch einen Vermerk zu bestätigen, daß nach
pflichtgemäßer Prüfung auf Grund der Bücher und Schriften der Partei sowie
der von den Vorständen erteilten Aufklärungen und Nachweise der Rechen­
schaftsbericht in dem geprüften Umfang (§ 29 Abs. 1) den Vorschriften dieses
Gesetzes entspricht.
Sind Einwendungen zu erheben, so hat der Prüfer in seinem Prüfungsvermerk
die Bestätigung zu versagen oder einzuschränken. Die geprüften Gebietsver­
bände sind im Prüfungsvermerk namhaft zu machen.

(3) Der Prüfungsvermerk ist auf dem einzureichenden Rechenschaftsbericht
anzubringen und in vollem Wortlaut nach § 23 Ab·s. 2 Satz 2 mit zu veröffent­
lichen.

§ 31 Prüfer

(1) Als Prüfer darf nicht bestellt werden, wer Vorstandsmitglied, Mitglied eines
allgemeinen Parteiausschusses, Revisionsbeauftragter oder Angestellter der
zu prüfenden Partei oder eines ihrer Gebietsverbände ist oder in den letzten
drei Jahren vor der Bestellung war.

(2) Die Prüfer, ihre Gehilfen und die bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen
Vertreter einer Prüfungsgesellschaft sind zu gewissenhafter und unparteiischer
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und zur Verschwiegenheit verpflichtet. § 168
des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

6. Abschnitt: Vollzug des Verbots verfassungswidriger
Parteien .

§ 32 Vollstreckung

(1) Wird eine Partei oder eine Teilorganisation einer Partei nach Artikel 21 Abs.
2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt, so tr.effen die von den Lan­
desregierungen bestimmten Behörden im Rahmen der Gesetze alle Maßnah­
men, die zur Vollstreckung des Urteils und etwaiger zusätzlicher Vollstrek­
kungsregelungen des Bundesverfassungsgerichts erforderlich sind. Die ober­
sten Landesbehörden haben zu diesem Zweck unbeschränktes Weisungsrecht
gegenüber den Behörden und Dienststellen des Landes, die für die Wahrung
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zuständig sind.

(2) Erstreckt sich die Organisation oder die Tätigkeit der Partei oder des für ver­
fassungswidrig erklärten Teils der Partei über das Gebiet eines Landes hinaus,
so trifft der Bundesminister des Innern die für eine einheitliche Vollstreckung
erforderlichen Anordnungen.

(3) Das Bundesverfassungsgericht kann die Vollstreckung nach § 35 des .Ge­
setzes über das Bundesverfassungsgericht abweichend von den Vorschriften
der Absätze 1 und 2 regeln.

60



(4) Widerspruch und Anfechtungskla;ge ,gegen. Vollstreckungsmaßnahmen
haben keine aufschiebende Wirkung. Betrifft ein verwaltungsgerichtliches Ver~

fahren eine Frage, die für die Vollstreckung des Urteils von grundsätzlicher Be­
deutung ist"so ist das Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des Bun­
desverfassungsgeri,chts einzuholen. Das Bundesverfassungsgericht entschei­
det auch über Einmwendungen gegen die Art und Weise der Durchführung der
vonihmangeördneten besonderen Volistreckungs.maßnahmen.

(5) Im Falle der Vermögenseinziehungwerden die' §§ 10 bis 13 des Gesetzes
zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 5. August
1964 (BundesgesetzbL I S. 593) entsprechendangewendet.Ver'botsbehörde
ist die. oberste Landesbehörde, im Fall des Absatzes 2 der Bunde,smini,ster des
Innern.

§ 33 Verbot. von Ersatzorganisationen

(1) Es ist verboten, Organisationen zu bilden. die verfassungswidrige Bestre­
bungen einer nach Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetze.s in.Verbindung,mit §46,
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht"verbotenen Partei an deren
Stelle, weiter verfolgen (Ersatzorganisation) oder bestt3hen'de Organisationen
als Ersatzorganisati~nen fortzuführen.

(2) Ist die Er~atzorganisation eine Partei. die bereits vor dem Verbot. der ur­
sprünglichen Partei bestanden hat oder im Bundestag oder in einem Landtag
vertreten ist, 50 stellt das Bundesverfassungsgericht fest. daß es sich um eine
verbotene Ersatzorganisation handelt; die §§ 38. 41, 43, 44 ,und. 46 Abs. 3 des
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht und § 32 dieses Gesetzes
gelten entsprechend.

(3) Auf andere Parteien und auf Vereine im Sinne des ,§ 2 des' Vereinsgesetzes,
die Ersatzorganisationen ~iner verbotenen Partei sind, wird § 8 Abs. 2 des Ver­
einsgesetzesentsprechend angewa·ndt.

7. Abschnitt: SchluBbestimmungen

§ 34 Änderung des Einkommensteuergesetzes

(Durch Neufassung des EStG überholt)

§ 35 Änderung des Körperschaftssteuergesetzes

(Durch Neufassung des KStG überholt)

§ 36 Anwendung steuerrechtlicher Vorschriften

Die §§ 34 und 35 sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 1967 anzu­
wenden.

§ 37 Nichtanwendbarkeit von Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buches

§ 54 Satz 2, §§ 61 bis 63 des Bürgerlichen Gesetzbuches werden bei Parteien
nicht angewandt.
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§ 38 ZYlangsmi,tt.el~des B·undeswahl';e·iters

Der Bund;es·wahlleiter kann den Vorstan;d der Partei zur Vornahme: der Ha-nd:lun:­
gen nach § 6: Abs~ 3·· durch' ein:. Zwa.n:g.sgeld an·halte'n,. D·ie Vorschriften· de's Ve:r­
wattu·n:Q:s·voUstre:cku'n,g'sQ:esetze·s vom, 2'7. A.prU 195·3 (Bu,nd'esge·setzbl:. I' S. 1:57),
9:eän:dert d'urch' d'as Gese:tz'. vom: 12. April 1961 (Bu·nde.sg.es·etz·bl. J: S.. 42.9),
gette-n- s:i.n·n,gemäß;;. der B:un'd:eswahUe:iter handelt i,n:so:·weit ars Vo.l:lstrec,ku:ngs­
u·nd· Vollzugs·be·h,ö-rd'e'. Die Hö'h·.e d'e,s Zwa'ngsgerd'es, beträgt m,indestens 5:00:
D,e'u:tsch:e Mark und, h:ö'c,hsten:s 3000: D'eutsche M·a.rk.

I· 39 Übergangsyorschriften für' Wahlkampfkostenerstattung

(1) Wa·hlka'mpfkosten t'ÜJ di'e a·bg'e'l·au·fen·en Wah-lperi:od'en sind nicht zu erstat­
ten.

(2)- Unberührt blei:bt d'j'e Abwic.kfu,ng' vo,o Wahlkam'pfkoten fü:r La.n~dtagswahJen"

die, nach, der Bun'destag,s,w"ahl' v:om· 19~ September 19·6,5 stattg·efund.en habene..

§ 40 Geltung im' Land Herlin

Dieses Ge.setz gUt nach· Maßgabe· des § 13 Abs,. 1 des Dri:tten: Überl·:e'itu.n.g:sge:­
setzes v'om 4. J:anuar 19'52 (Bund~esge~setzbt. fi 5".1) auch im Lan;d Be·rUn~ Sola,n­
ge' der Anwend:·ung des A,rtikets 21 Abs. 2 S.atz 2 des·· Grund~gese,tzes i'm Lan·d
B'erHn Hrndern,i'ss·e' entge--ge,nste.hen. werden der Sechste· A,b·schnJtt und; § 38
dieses Gesetzes im landi Be-rfi:n n·icht angewandt. .

t 41 I,nkrafttreten

Dieses· Gesetz· tritt am Tage nach- seine:-r Verkündun·g. in: K.raft. Die §,§: 6 bi's 1'6
treten am 1:. Januar 19691 i.n Kraft; die §§. 23 brs' 31 s·inderstmaJs tür das, Rech­
nung,sjah,r 1968 anzuwenden.

Die Bundesregierung hat dem vorste'hen,den Gesetz~ die, nach A.rti·ke'J 11.3 des
Grundgesetzes erforderliche Zustimm.u,ng erteilt.
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